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Demohkratie oder Diktatur?
Die gewiß übergroßen Erwartungen, die die

deutſche Arbeiterſchaft an die politiſche Umwälzung des
9. November 1918 germepſt hat und noch knüpft, ſind ein
Beweis dafür, daß nur die wenigſten ſich ein klares
Bild machen können über das Weſen und die Bedeutung
h revolutionären Erſcheinung, deren Zeugen wir
ind.ß Wenn man der Revolution gegenüher von
einer Schuld der Sozialdemokratie ſprechen kann, ſo iſt
es in der Tat höchſtens die, daß ſie ihre Anhänger in
der Zeit vor dem Krieg nicht genügend aufgeklärt hat
über die politiſchen und ökonomiſchen Zuſammenhänge.

Daraus erklärt ſich die heutige Unkenntnis vom
Wefen des Staates im allgemeinen, des deutſchen Staa-
tes im beſonderen. Und aus dieſer Unkenntnis wiede-
rum der Mangel an einer klaren Vorſtellung von den
Schlußfolgerungen, die an den Zuſammenbruch dieſes
Staates geknüpft werden können und geknüpft werden
müſſen.

Mehr als jeder andere hat Marx uns gelehrt,
die Dinge nicht Fir ſ7 als r ſondern in
ihren geſchichtlichen Zuſammenhängenzu betrachten. Je weiter wir alſo in der Geſchichte
der Menſchheit zurückgehen, um ſo leichter werden wir
den Zuſammenhang des Ganzen erkennen, um ſo leich-
ter werden wir das Einzelereignis in den Lauf der
Dinge einordnen können.

Um das Weſen des deutſchen Staates zu verſtehen,
genügt es nicht, die deutſche Geſchichte bis in ihre An
fänge zu verfolgen, ſondern wir müſſen auch die Ge-(hihte der Entſtehung und Entwicklung des Staates
ganz allgemein kennen. Wir müſſen wiſſen, daß der
Staat nicht über der Menſchheit, ſondern innerhalb der
menſchlichen Geſellſchaft ſteht. Wir müſſen wiſſen, daß
der Staat im Anfang das Organ, das politiſche Macht-

herrſchenden Klaſſe wurde. Und
daß er dies in der Regel heute noch iſt. Daß es jedoch
Ausnahmen von dieſer Regel gibt, in denen der Staat
zwar nicht über der Geſellſchaft, aber doch über den
Klaſſen ſteht. Dann nämlich, wenn die

um die Macht ringenden Klaſſen

ſich mehr oder weniger das n alten. Einſolcher Staat iſt das „Deutſche Reich Bismarckſcher
Nation“, wie Engels es nennt: „Hier werden Kapita-

liſten und Arbeiter gegeneinander balanziert und gleich-
mäßig geprellt zum beſten der verkommenen preußiſchen
Krautjunker.“

Die Revolution vom 9. November hat alſo gar nicht
die Macht der ökonomiſch herrſchenden ſſe, der Kapi-
taliſten, gebrochen, ſondern nur den nkerſtaat, der
über Kapitaliſten und Arbeiterſchaft ſtand, zertrümmert.
Dieſe Tatſache tritt auch mehr und mehr offen zu Tage.
Nur erſcheint ſie in einem anderen Licht, weil wir irr-
tümlicherweiſe glaubten, daß die Macht der Kapitaliſten
durch die November Revolution gebrochen war, undnun allmählich einſehen, daß dieſe aſe in Wirklichkeit
noch immer die Macht in den Händen hat. So hat man
dafür nur die eine Erklärung: Die Revolution und ihre
Errungenſchaften ſind „verraten“ worden. Jn Wirk-lichkeit iſt die ökonomiſche Macht der Kapitaliſten durch
die Revolution ſo gut wie gar nicht berührt worden.
Ihre politiſche Macht nur inſofern, als ſie ſich ein Teil
dieſer Klaſſe mit den Junkern in der Staatsgewalt ge
teilt hatte, und daß die politiſchen Unterſchiede auf
Grund des Beſitzes beſeitigt ſind. Wie es Engels vor
ausgeſagt hat.

Die Bedeutung der Revolution liegt alſo keines-
falls nach der ſozialen Seite, wie wir es ſo gern glauben
möchten, ſondern nach der politiſchen Seite: Mit der
Zertrümmerung der alten Staatsformen wurde der
Boden, die Grundlage, wurde die Plattform geſchaffen,
auf der der Kampf um die ökonomiſche Macht ausge-
fochten werden kann. Und zwar allein ausgefochten
werden kann. Auch das haben Marx und Engels vor
ausgeſagt: Marx nennt in einem e aber das Gothaer
Programm die demokratiſche Republik (alſo die Staats
orm, die wir heute in l die letztetaatsform der bürgerlichen Geſellſ in der „der
Klaſſenkampf definitiv auszufechten iſt“! Und Engels
in „Urſprung der Familie uſw.“: „Die höchſte Staats
orm, die demokratiſche Republik, die in unſeren mo-
ernen Geſellſchaftsverhältniſſen mehr und mehr unver-

meidliche Notwendigkeit wird, und die Staatsform iſt,
in der der letzte Entſcheidungskampf zwiſchen Prole-
ariat und Bourgeoiſie allein ausgekämpft werden kann.“

Alſo eine i wörtliche Uebereinſtim-
nung unſerer beiden großen Vorkämpfer.

Es iſt nun an der Arbeiterſchaft, das uns von Marx
ind Engels richtig Prophezeite auch richtig zu er

kennen und ſi Erſich nicht von dem bisher

reichten, ſich nicht von dem Boden dieſer demo-
kratiſchen Republik verdrängenzulaſſen,
von dem unſere beiden größten ſozialiſtiſchen Führer
übereinſtimmend ausſagten, daß u dieſem Boden
allein der letzte Klaſſenkampf endgültig ausgefochten
werden kann und wird. Jedes Abweichen von dieſem
Boden bedeutet demnach keinen Fortſchritt,

ſondern einen Rückſchritt der Revolution.
Gewiß liegt für uns Sozialiſten, für uns klaſſen-

bewußten Arbeiter eine ſtarke Verlockung in dem
Gedanken, die revolutionäre oder richtiger die
revolutionäre Entwicklung durch die Diktatur des Pro-
letariats abzukürzen. Es gehört die größte Selbſt-
überwindung und die höchſte politiſche Einſicht dazu,
dieſe re widerſtehen. Aber nicht die Diktatur,
ondern der Wahlkampf auf dem Boden der Demokratie
ſt das Mittel, das uns zum Sieg führt. Und je näher
wir dem Ziele kommen, um ſo weniger u wir die
Geduld verlieren. Wir können den Sozialismus, die
Sozialiſierung, den ſozialiſtiſchen Staat nicht her-
bei zwingen, ehe die proletariſche Klaſſe dafür reif
iſt. Und wir dürfen zu dem Weg, der das Proletariat
am ſchnellſten zur Reife führen wird, wir dürfen zu
dem Weg des Wahlkampfes das volle Vertrauen haben.
Das allgemeine Wahlrecht gleicht ja nach Laſſalle
der Lanze des Achilles: „es heilt die Wunden die es
ſchlägt.“ „Jn dem Maße aber, worin ſie (die proletari-
ſche Klaſſe) ihrer Selbſtemanzipation entgegenreift, in
dem Maß konſtituiert ſie ſich als eigene Partei, wählt
ihre eigenen Vertreter, nicht die der Kapitaliſten. Das

allgemeine Stimmrecht iſt ſo der Gradmeſſer der Ar-
beiterklaſſe.“ Noch ſind wir nicht ſo weit. Noch wählen
roße Teile der Arbeiterklaſſe Vertreter kapitaliſtiſcherFnicreffen. Aber

wir ſind dem Tage nah,
an dem die Mehrheit des arbeitenden Volkes ſich ihre
eigenen Vertreter wählen wird. Und an dem Tage,
„wo das Thermometer des allgemeinen Stimmrechts
den Siedepunkt bei den Arbeitern anzeigt, wiſſen ſie
ſowohl wie die Kapitaliſten, woran ſie ſind“.

Und noch eines dürfen wir nicht vergeſſen: De x
Sozialismus, für den wir kämpfen, iſt ja nichtnur eine Arbeiterbewegung, ſondern iſt eine Menſch
heits bewegung. Der Sozialismus will ja nicht
nur der Proletarierklaſſe, ſondern mit der Beſeitigung
aller Klaſſenunterſchiede der ganzen Menſchheit das
u ichſte Glück bringen. Beſchmutzen wir unſere
ſozialiſtiſchen Fahnen nicht mit der Diktatur, mit der
Unterdrückung, der Entrechtung einzelner Menſchen
und Volksſchichten!

Jm nächſten Monat ſind es 50 Jahre ſeit dem Eiſe-
nacher Kongreß, ſeit der Gründung der Sozialdemokra-
tiſchen Arbeiterpartei vergangen. Verlängern wir den

dealismus nicht, der uns in dieſen 50 Jahren zu einem
eiſpielloſen ſchnellen und unüberwindlichen Aufſtieg
eführt hat. Verleugnenwirunſere Menſch-
eits-Jdeale nicht in dem Augenblick, in

dem wir im Begriff ſind, unſere ſozialiſtiſchen Ziele zu
verwirklichen! Kurt Heilbut.

Ae Wiederguſnuhne der Veziehungen mnt unſeren Feinden

Amſterdam, 8. Juli. Reuter. Unterhaus.)
m r erklärte, die britiſche Regierung erwäge
ie Wiederaufnahme der diplomatiſchen

Beziehungen zu Deutſchland zu einem frühen Zeit-
punkt nach der Rati eng des r
Bonar Law gab bekannt, daß der Sonnabend, den
19. Juli zum öffentlichen Feiertag für die Begehung
der Friedensfeier erklärt würde.

mſterdam, 8. Jnli. Dem „Algemeen Han-
delsblad“ zufolge ſcheint der holländiſchen Regierung
offiziös der Wunſch der r mitgeteilt wordenzu Jein, bei Aufhebung der Blockade, d. 5 nach erfolg-

ter Ratifikation des Friedensvertrages durch Deutſch
land, die zwiſchen den Alliierten und den Niederlanden
abgeſchloſſenen Uebereinkommen mit Ausnahme der fi-
nanziellen Es iſt zu erwarten, daß dienſtehunng der Uebereinkommen auf der Grundlage
vollkommener Handelsfreiheit auf beiden Seiten ſtatt
findet, ſo daß r eine Bedingungen bezüglich des
Handels mit Deutſchland geſtellt werden.

Paris, 8. Juli. Jm Miniſterrat unterzeichnete
oincars eine Reihe von Dokumenten, durch die ſämt

iche Einfuhrverbote aufgehoben werden und nur etwa
ein Dutzend Artikel verboten wird.

Verſailles, 8. Juli. Die ſozialiſtiſche „Heure“
tritt für ſofortige Wie h des Handels mitDeutſchland ein. Das liege im Jntereſſe Frankreichs.
Jedoch ſei es notwendig, die Einfuhr zu vertruſten.

Baſel, 8. Juli. WTV. drahtet von hier: Jm
r 7 von NewYork liegen ſeit einer Woche2 Dampfer mit Waren nach Europa abfahrt-
bereit. Sie warten nur das Ende der Blockade ab.
Die Waren ſind bis zu 30 Prozent bezahlt. Das Riſiko
haben amerikaniſche Bauken übernommen. Am Sonn-
tag ſind bereits zahlreiche Schiffe nach Kopenhagen ab-
efahren. Man nimmt jedoch an, daß ſie das Ziel ihrer
eiſe ändern und Danzig oder Hamburg an

laufen werden.
Aus Amſterdam wird gemeldet: Die Ausfuhr-

gaätt teilt mit, daß ſie die Ausfuhrerlaubnis für
eliebige Mengen Zigarren nach Dentſch-land erteilen kann, wenn Neuforderungen vorliegen.

Nach Mitteilungen der interalliierten Kommiſſion
in Bern die Vorſchriften für die Einfuhr in die
von den Ententetruppen beſetzten Gebiete Deutſchlands
erheblich vereinfacht worden. Es ſind lediglich
S d welche von den alliierten Eiſenahnkommandos ger ift ſind. Dieſelben Beſtimmun-
e gelten auch für die Ausfuhr aus dem beſetzten Ge
iet nach der Schweiz.

Generahſtreik gegen den Gewaltfrieden

Bern, 7. Juli. Der Senexalrat des allgemeinenitalieniſchen Gewerkſchafts bundes macht

bekannt, daß auch die italieniſchen Eiſenba
ne r z dem internationalen Proteſtſtre
anſchließen werden. Nach Avanti wurde ein

vorgelegt, die in der Hauptſache folgen
es beſagt:

Das italieniſche Proletariat beſchließt mit größter
Energie, ſich gegen die Unterdrückungspolitie
der Entente aufzulehnen, die darauf ausgeht, die
Sowjetsrepubliken und die durch den Krieg entſtande-
nen nennen niederzuhalten. Dieſe allen Grund
ſätzen des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker und aller
Gerechtigkeit hohnſprechende Politik findet in der Aner
kennung des von allen freiheitlich Geſinnten bekämpf-ten ruſſiſchen Abenteurers Koltſchak und in den Frie-

densbedingungen, wie ſie von der Entente dem
dentſchen Volke auferlegt worden ſind, ihren Aus-
druck. Um gegen dieſen Geiſt der Reaktion und der
Unterdrückung, der die Leiter der Ententepolitik be-
herrſcht, und gegen die volksfeindliche Politik der eige-
nen Regierung zu proteſtieren, wird am 20. und
21. Juli das italieniſche Proletariat mit Ausnahme der
im Sanitätsdienſt beſchäftigten Leute in den Gene
ralſtreik eintreten.

Foltgung der repolutipnüren Bewegung

in Ftulien.
Bern, 8. Juli 1919. WTV. drahtet von hier: Die Ver

ergge über die h der Lebensmittelpreiſe
en in Jtkaſien den erwarteten Erfolg nicht gehabt. Nach

wiederholten ſich die Ereigniſſe der letzten
e an vielen Orken. Ruhe herrſcht nur in den Städten mit

genügend ſtarker Beſatzung. Jn vielen Städten wurde aufs
neue der Generalſtreik erklärt. Die Unruhen führen ü' Crall
zu ausgedehnten Plünderungen und Zuſammenſtößen mit der
bewaffneten Macht. Jn Genug erſtürmte die Menge ein
Polizeigebäude, wobei eine Perſon gekötet und 20 verwundet
wurden. Jn Neapel ruht der Hafenbetrieb. Hier wie in
Catania, Bari und Toronto wurden viele Geſchäfte geplün
dert, die Schiffe am Ausfahren verhindert. Jn Rom kam es
r Die Polizei will in Rom ein anarchiſtiſches

omplott enkdeckt haben, welches die ig von Waffen
und Munition für einen Handſtreich auf die öffentlichen Ge
bäude bezweckte.

Die Marine macht mit.
Lugano, 8. Juli. (TUu.) Jn Brescia nahmen

200 Marineſoldaten an einer ren ndie Lebensmittelteuerung teil. Auf die Aufforderung
ihrer Offiziere, die Verſammlung zu verlaſſen, erklärten
ſie es für ihr gutes Recht, an derartigen Verſammlun

teilzunehmen. Die Offiziere ließen
eneralmarſch blaſen. Trotzdem behaupteten die

Marineſoldaten ihren Platz.
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Krlegsgefangenenpeimlehr.

Von M. Schleſinger.
n des ſtellpertreten

n n J 3e gehen.
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Artikel 217 der n c beſagt, daß die deutſche
r

des Material als nur irgend möglich für dieſen Zweck bereitzu

Hat nun der Transport die deutſche Grenze erreicht, wird er,außer von amtlichen Stellen, beſonders von dem der Grenzüber
nahmeſtation angegliederten Empfangsausſchuß erwartet,
n nen das erſte „Willkommen“ auf heimatlichem Boden

ietet.
Nach kurzer a die im Auftrage der Reichsregierung

erfolgt, werden die Heimkehrer dem meiſt in nächſter Nähe ge-
legenen Durchgangslager zugeführt. Auch hier bereitet ihnen
neben der Lagerbehörde der dem Durchgangslager angegliederte
Empfangsausſchuß herzlichen Empfang. Für weiteſtmögliche Be
fuemlichkeit, angenehmen Aufenthalt durch Errichtung eines
Soldatenheimes in jedem Durchgangslager, Bereit-
tellung von Rauchwaren, Leſeſtoff uſw. iſt Den
Empfangsausſchüſſen, die aus allen Fürſorgeorganiſationen und
Intereſſenverbänden der Kriegsgefangenen zuſammengeſetzt ſind,
iſt für ihre Aufgabe von Reichsmitteln ein Betrag von ſechs
Millionen Mark bereitgeſtellt, außerdem ſteht dieſenEmpfangsausſchüſſen noch ein Betrag von zirka drei Mill.
Mark zur Verfügung, welcher der allgemeinen Sammlung des
Hilfswerkes für die deutſchen Kriegs und Zivilgefongenen“ ent
nommen iſt. ichts iſt unterlaſſen, m Rahmen de Möglichen zutun, was dazu beitragen kann, den Heimkehrern die erſten Tage

Wbedeing e Boden ſo angenehm wie möglich zu geſtalten.
Je unnötige militäriſche Zwang iſt ausge-ſchaltet. Der kurze nur auf 3-4 Tage berechnete Aufenthalt

im Durchgangslager iſt durch die Notwendigkeit der Maßnahmen
im Jntereſſe der Volksgeſundheit begründet und dient außerdem
den eigenſten Intereſſen des Heimkehrers ſelbſt, denn die von
jedem Heimkehrer erſtrebte ſofortige Entlaffung aus

Heeresdienſt läßt ſich nur im Durchgangslager auf
ſchnellſtem Wege ermöglichhen. Hier wird er wegen aller ihm
tehenden Forderungen unverzüglich befriedigt, und es erfolgtgleichzeitig die notwendige Stein der Unterlagen für die
ſpätere Geltendmachung etwaiger weiterer Anſprüche aus
Kriegsbeſchädigung uſw.

Auch in der Oeffentlichkeit iſt hin und wieder der Gedanke
rufgetaucht, dieſer kurze Aufenthalt im Durchgangslager ſei eine

igt dadurch, daß er ſich dieſem kurzen Aufenthalt

r erni

anzu
die

ßangglagen endgültig aus dem Heeres
un ſetzt die von der Reichsregierung vorbereitete Fürſorge

ür die heimkehrenden Kriegsgefangenen, ein. Die mit dieſer
Fürſorge beauftragte Reich szentralſtelle für Kriegs-
und Zivilgefangene hat eine das ganze Deutſche Reich
umfaſſende Organiſation geſchaffen, die den Namen „Kriegs-

gefangenenheimkehr“ trägt. Jan allen Orten, von der größten
Stadt herunter bis zur kleinen Landgemeinde, befindet ſich eine
Kriegsgefangenenheimkeheſtelle, die auc Vertretern der Kom-
nunalverwaltung und der Jntereſſenverbände zuſammengeſett iſt.
Jede örtliche Kriegsgefangenenheimkehrſtelle wird von dem Ein-
treffen der Heimkehrer aus dem Durchgangsloger telegraphiſch
in Kenntnis geſetzt. Kein Heimkehrer wird künfti
ratlos auf dem Bahnhofſtehen ſein Unterkemmen
vorbereitet. Die Kriegsgefangenenheimkehrſtellen arbeiten mit
Reichsmitteln. Jm engſter Finvernehmen mit den Jnterreſſen-
»erbänden, welche vertreten ſind durch den „Volksbund zum Schutze
der deutſchen Kriegs und Zivilgefangenen“, die „Reichsver-
einigung ehemaliger Kriegs- und Zivilgefangener“ und dem
„Reichsbund der Kriegsbeſhädigten und weprgiger Kriegskteil-
nehmer“, ſowie mit den Arbeitsnachweiſen und Vertretern
der Gewerkſchaften, des Arbeiter- und Bürgerrates, werden die
Heimkehrer ſoweit als möglich den offenen Stellen, ſo-weit nicht möglich der Erwerbsloſenfürſorge, und falls ſie kriegs

beſchädigt ſind, der Kriegsbeſchädigtenfürſorge zugeführt.
Da nach den deſtehender Verordnungen den Kriegsgefangenennur unter beſtimmten Vorausſetzungen die ne vom

20. November 1916 ab zuſteht und dieſe ar grotzen Teil bereits
den Angehörigen ſchon ausgezahlt iſt, hat die Reichsregierun
einen etrag von 150 Millionen Mark bereik-geſtellt, um den Heimkehrern durch wirtſchaftliche Beihilfe die
Wiedereingliederung in das Erwerbsleben zu erleichtern.

Die Verteilung dieſes Betrages iſt den Kriegs-
sgefangenenheimkehr-Stellen, welche losgelöſt von
edem ördlichen Zwang arbeiten, übertragen. Sie ſind in der

Lage, ſchnell und wirkſam zu helfen. Die Grundſätze, nach denen
die Bewilligung dieſer I erfolgt, ſind von dex Reichs

ntralſtelle für Kriegs und Zivilgefangene in Gemeinſchaft mit
mtlichen Jndereſſenverbänden der rege durch

rogialen Geſichtspunkter aufgeſtellt. fangenener h erger dar beauftragt, alle R ſprus er
m er bei den amtlichen Stellen zu vertreten und ſich für

die ſchnellſte Durchführung einzuſetzen.
Dadurch. daß für jeden Heimkehrer nur eine

Stelle züſtändig iſt, wird vermieden, was früher ſtar ver

Stelle zur anderen gewieſen würden. Die mitgri gegg gelegen
Bereich des Möglichen das geleiſtet, was unter den gegebenen
d len Die ehe in dal du Meer erkginbeng d.

nn. eichsregierüng hat aus eigener En ung dieerforderlichen Mittel Segen wenn es icht
ich ſein wird, allen von den He wdhrern nchen zu genügen, ſo iſt es zweifellos mehr, als die t von

m verarmten und nHiedergebrochenen Pater-land erwarten konnten.

Veginnende Einſicht

Eine Mahnung von links zur Arbeit.
In der Welt am Montag greift Herr Hello v. Ger

lach jede Woche die Regierung von links aus in ſehr
Lftiger Weiſe an. Das geſchieht auch diesmal, aber die

che nimmt plötzlich eine überräſchende Wen-
dun g. Nachdem Herr v. Gerlach über eineinhalb Spal-
ten die Taktik der Regierung gegenüber den Streiks
auf das ſchärfſte getadelt hat, bricht er ſelber plötzlich
in die Worte aus:

„eEs iſt zum Verzweifeln. Die Regierungſieht mit vollem Recht in den Streiks gerade im
jetzigen penbeg den Ruin der deutſchen
Wirtſchaft. Aber alles, was ſie tut, um das
Streikfieber zu dämpfen, ſchürt es nur. Die Kluft
zwiſchen den Maſſen der Arbeiter und der Regierung
gähnt immer unüberbrückbarer.

In dieſen Tagen wurde von berufener Seite feſtgeſtellt, die r ririr 1 ſei per icht
von früher einer Tonne auf n einehalbe Tonne jetzt zurückgegangen. Eine u
Tatſache von erſchütternder Eindringlichkeit. t es
überhaupt noch eine Rettung?
mmer häufiger trifft man jetzt ſonſt verſtändige
Leute, die daran r ie fataliſtiſch erklä-
ren: laßt alles laufen, wie es will, es hilft e d
nichts. Die u von dem Meer von Blut un
Elend ſprechen, durch das wir noch hindurch müſſen.

Steht es wirklich ſo?
Meine Stimme gilt nichts bei der Regierung,

aber ſie gilt etwas bei vielen deutſchen Arbeitern.
Jch wende mich an ſie und bitte ſie: Bringt Eure
Henoſſen zum Verzicht auf Streiks inden nächſten Monaten! Fch weiß, wie ſchwer
Ihr Euch von der Regierung provoziert fühlt, wie
ſchauderhaft ungerecht noch immer die r der
Lebensgüter, wie elend noch immer die Lebenshal-
tung von Maſſen von Arbeitern, A
Beamten iſt. Dennoch, verzichtet
Opfer, damit wir erſt den Frieden aus
nützen, Lebensmittel und Rohſtoffe
einführen, die Valuta verbeſſern, Kohlen fördern
und den Verkehr wiederherſtellen können. Ehe wir
die Verteilung der Produkte erörtern können, wollen
wir erſt die Produktionsmöglichkeit herſtellen. Auf-

iſt nicht a v Jhr ſollt zu EuremRecht kommen. Der Tag der Abrechnung und der
Neuordnung entgeht Euch nicht. Aber jetzt gibt es
für uns alle nur eine Loſung: Arbeit!

Das iſt ſehr ſchön geſagt aber iſt es nicht genau
das gleiche, was jede Regierung ſeit dem 9. No-
vember unabläſſig den Arbeitern predigte, was ſie pre-
gigr mußte, ganz gleichgültig, ob ſie aus nab-
hängigen und Mehrheitsſozialiſten, aus Mehr-
heitsſozialiſten allein oder Mehrheitsſozialiſten
und Bürgerlichen beſtand. Was Herr v. Gerlach aus-führt, iſt in an zählt en Aufrufen der Regie-
rung, in unzähligen aufklärenden Schriften und 253
blättern bis ins letzte dar e worden. Der Erfolgwar nichts, als die höhniſhe rwiderung von ſparta--

kiſtiſcher Seite, zur Arbeit mahnen, da ätten die
Kapitaliſten auch gekonnt, und man habe keine Luſt,
mit der Sozialiſierung zu warten, bis der u des
Wirtſchaftslebens ſie möglich gemacht habe. Herr von
Gerlach wird dasſelbe erleben, daß bei dieſen Leuten
ſeine Ermahnungen wenig fruchten, ſelbſt wenn er ſie
noch ſo dick in Angriffe gegen die Regierung einwickelt.
Und was gedenkt er dann vorzuſchlagen

Die neue Städteordnung fertiggeſtellt.
Jm Miniſterium des Jnnern iſt der Entwurf einer

neuen Städteordnun e Er wirdnach Ueberprüfung durch Sadverſtan ige veröffentlicht
und der Landesverſammlung in den erſten Sitzungen
nach den Sommerferien J ußer ſtrikter
Durchführung demokratiſcher Grundſätze wird ſie vor
allem der wirtſchaftlichen Jnitative derStädte weiteſten Spielraum laſſen. Da aber trotz aller

e 6 Monate bis zum r derneuen Städteordnung vergehen werden, iſt der Landes-
verſammlung ein neues Notgeſetz, das gleich-
eitig die Verfaſſung ber Landgemeinden, Kreiſe undSeinen regelt, unterbreitet. An ſeine Spitze iſt die

nführung des allgemeinen gleichen Stimmrechts in
den Gemeindeverſammlungen ſowie eine Erweite-

erſt des Kreiſes der e

r undringt das

geſte Bis zum 31. Auguſt d. J. iſt die Neuwahl der
unbeſoldeten Gemeindevorſtandsmitglieder und Kreis-
deputierten durchzuführen. Aufgehoben ſind die Be-
ſtimmungen, nach denen Verwandte, Verſchwägerte oder
Geſellſchafter offener Handelsgeſellſchaften nicht gleich-
zeitig Mitglieder der Gemeindevertretung und des Ge-
meindevorſtandes ſowie Stadtverordnete nicht zuglei
Magiſtratsmitglieder ſein dürfen. Dem neuen Geiſt
unſeres Staatslebens entſpricht, daß die Amtsvor-
ſteher nicht mehr von obenher ernannt,ſondern von der Gemeinde gewählt, durch den
Oberpräſidenten nur beſtätigt werden. Neu z wählen
ſind auch, und zwar nach dem Verhältniswahlſyſtem die
Deputationen und Kommiſſionen in den Gemeinden
und Kreiſen, die Mitglieder des Provinzialrates und
des Bezirksausſchuſſes ſowie ihre Stellvertreter, und
zwar, um jedem reaktionären Verſchleppungsverſuch
vorzubeugen, auf der erſten Ta an des neu
ewählten Provinzialausſchuſſes. Die

Sitzungen jeglicher Gemeindeverſamm-
lungen ſind von nun an, ausgenommen in beſonderen

öffentlich. Die beſchränkte Oeffentlichkeit,
ie in den Provinzen u Weſtfalen und Hannover beſtand, iſt zur unbeſchränkten erweitert. Einige
raktiſche Abänderungen der Verordnung über dieWahlen zur National- und Landesverſammlung, ſoweit

ſte bisher für die Gemeindewahlen galt, vervollſtändigen
das Zwiſchengeſetz.

bitternd wirkte nämlich daß die Ratſuchenden von einer

iten befaßten Behörden haben im

t

Alles in allem hat der Miniſter des Jnnern,
eine, einen Boden geſcha on dem gus ein Hallereiheitlicher, neuze tn er Aufbau e 9

Gemeinden und Städte KRäattfinden kanund wird.

Die Berliner Freiheit hat dieſer
hüllungen großen s überehe Das liebl

am natürlich nach und u noch
ſonen ſeien Mehrheitsſozialiſten. bgeſehen von defalſchen r die verſchweigt, daß die Re.
Zicang dem Bureau dabrendori das unſaubere Dinge

eb, bereits das Handwerk legte, wird es der Freiheit
kaum einfallen, zu erzählen, woher ſie denn dieſes
Material hat! Wir haben nie ein Hehl daraus gemacht
daß wir entſchieden mißbilligen, daß in die alten Spitzel
und Spionenpraktiken verfallen wird, die Gerechtigkeit
aber verlangt feſtzuſtellen, daß ſelbſt, wenn ſeitens des
Garde-Kavallerie-Schützenkorps derartige Uebergriſfſe
ins alte Fahrwaſſer geſehen die ſofört abzuſtellen
ren die Unabhängigen die letzten ſind,
die ſich darüber zu beſchweren haben. Sie,
die überall in den g. und Bureaus ihre be

e mit Ent.
der Re.

8blatt druckt den

zahlten Spi und Zuträger haben, die, je
mehr ſie „enthüllett“, deſto beſſer bezahlt werden, und
denen es daher nicht darauf ankommt, ſich auch einmal
eine Spitzellegende aus den Fingern zu ſaugen, wenn
es ein paar Tauſende einträgt.

Er ſoll nach Dentſchland.

Die die in den letzten Tagen ihre benachrichtigt, daß Holland den Flaiſer nicht auskiefern
würde, bringt in ihrer Abendausgabe einen offenen
e an den Kaiſer von der „Zentralſtelle des Bundes
deutſcher Männer und Frauen zum der er
önlichen r und des Lebens Wilhelms II.“ in
brlitz. Die „deutſchen Männer und Frauen“ fordern

x Majeſtät“ auf, „die Heimkehr ernſtlich in Er
wägung zu ziehen“. Dann folgen die altbekannten

hraſen von den „tauſend und abertauſend deutſchenännern“, die ſterbend ihrem heißgeliebten Kaiſer zu-
jauchzen: „Ave imperator, morituri te salutant!“ (Sei ge
rüßt, Kaiſer, die in den Tod Gehenden grüßen Dich
a ſieht man den Zweck der Wer Er ſoll nicht, wo

er am ſicherſten iſt, in Holland bleiben, nein, er ſoll
nach Deutſchland! Obſchon man weiß, daß wir
den Wilhelm dann y i müßten! Da haben wir
ein wunderbares Beiſpiel „germaniſcher Mannes
treue“. Unter dem Vorwand, den Kaiſer zu ſchützen
betreibt man ſeine Auslieferun
man ſich davon ein gutes politiſches Agitationsmaterial
gegen die Republik verſpricht. Feine Geſellſchaft!

Reue Streiks
Die Streikflamme wird unermüdlich im Reiche geſchürt,

urzeit herrſcht unter den Bergarbeitern Oberſchle
iens bereits wieder eine Gärung, die guf verſchiedenen

Gruben zum Ausbruch des Streiks geführt hat. Es ſtreiken
bereits die Belegſchaften der Gruben Donnersmark, Emma,
Römer und Annagrube, ferner im Kattowitzer Repier die
Myslowitz-Grube. Der Streik droht ſich auf den ganzer
Jnduſtriebezirk anszudehnen. Die Streik-perioden ſind faſt durchweg politiſcher Natur.

Fortgang des Berliner Straßenbahnerſtreiks.
Der Berliner Straßenbahnerſtreik geht weiter. In

vier Verſammlungen beſchloſſen geſtern die Straßen
bahner und ebenſo die Hochbahnangeſtellten, den Aus-
ſtand fortzuſetzen bis zur Erringung des Sieges. Der
Groß- Berliner Bürgerrat hat ein Telegramm an Noske
gerichtet, indem er auf die kataſtrophalen Folgen hin-
weiſt, die wegen des Verkehrsſtreiks in Berlin zu er-
warten ſind und daß den Straßenbahnern ein
Ultimatum geſtellt werden ſoll, bis zu einem beſtimm-
ten Tage die Arbeit wieder aufzunehmen. Die Nicht-
arbeitswilligen ſollen entlaſſen und durch Neueinzu-
ſtellende erſetzt werden.

Um das Schulkompromiß.
Weimar, 8. Juli. Jn der Schulfrage kam es in Weimar zu einem n das, wie die „Germania“ meint,

keiner der beteiliüten Parteien reſtlos Befriedigung bringe.
Die Abmachungen gehen dahin, daß die gegenwärtigen
Verhältniſſe auf dem Gebiete der Schule nicht ge
ändert werden ſollen, daß alſo die konfeſſionelle
Schule erhalten bleibt, der Religions unter
richt ſeinen Platz im Lehrplan behält, ohne jedoch obli

toriſch zu ſein. Die Möglichkeit der Errichtung von
rivatſchulen bleibt beſtehen. Private Volksſchuden

ſollen aber nur errichtet werden, wenn ſonſt konfeſſionelle
Minderheiten nicht zu ihrem Rechte kommen würden. Der
Kultusminiſter ſtimmte dem Kompromiß zuDie Stellungnahme der ſozialdemokratiſchen Fraktion erfolgt
noch nicht.

Jn Preußen ſoll wegen der Schulfrage eine Regie
rungskriſe ausgebrochen ſein.

Berlin, 8. Juli. (WTB.) Die „Deutſche Allg
Ztg.“ meldet: Heute nachmittag findet eine Sitzung des
reußiſchen Staatsminiſterinms ſtatt, in der ernent mit
en d ähh über die Stellungnahme der

Parteien zur Regelung der S h beratenwird. Wie wir von parlamentariſcher Seite erfahren,
beſteht bei der ſozialdemokratiſchen und demokratiſchen

artei der r Lan r r wenigeigung, auf alle Forberungen des Zentrums, Aufrecht
erhaltung der z e in einzelnen Freiſtaaten,

desErhaltun onsunterrichts als vrdentliches
Lehrfach, konfeſſionelle Scheidung der Schulen, einzu
gehen. Man hofft, eine Kabinettskriſe gleichwohl zu
vermeiden, weil man annimmt, daß das Zentrum imntereſſe ber Erhaltung des auf breiter parlamentari

Bahn arbeitenden Miniſterium vielleicht in letzter
tunde ſich noch zu einem Kompromiß bereitfinden

laſſen wird.

das Wabinett gegen Wiſſell. m
8. Juli. Kabinett beS an der rage e Neu

or tſchaftEs nahm Stellun e gen alle wir
l egani t die als Experimente anzu
ine ine wiſſe lege re verme

Blätter berichten, bisher noch nicht vor.
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Die Unruhen in Hannover haben dort ädes Belagerungszuſtandes ehe Elne auf en Prlanagrune
ommende Truppe wurde angegriffen und das Gefängnis von den
partakiſten geſtürmt, die Gefangenen befreit.

Die Grubenarbeiter von Saint Stienne haben einen Schieds
pruch der Regierung angenommen. Die Skreikenden haben ſich
pereit erklärt, die Bewachungsabteilungen in den Gruben wie
der einzuſetzen, wenn die Truppen zurückgezogen würden. Der
Strei wird fortgeſetzt

Jn Pern iſt eine neue Regierung gebildet worden.

Deutſche Ratlonglverſammlung.

Weimar, 8. Juli. Präſident Fehrenbach eröffnet die
Sitzung kurz nach 2 Uhr.

Ein ſchleuniger Antrag der Abg. Frau Agnes und
Gen. S.) betreffend Einſtellung des gegen den Abgeord
neten Eichhorn (U. S.) beim Amtsgericht Berlin I ſchweben
den Strafverfahrens für die Dauer der Sitzungsperiode der
Nationalverſammlung wird auf Antrag des Abg. Wurm
(I. V an die Geſchäftsordnungskom miſſion
verwieſen.

Es folgt die erſte r Steuergeſetze in Verbin-
dung mit der Jnterpellation Auer und Gen. (Soz.) be

ſtenerliche Erfaſſung der Kriegsgewinne uſw.
Zur der Geſetzesvorlagen ergreift das

Wort Reichsminiſter der Finanzen Erzberger:
Meine Damen und Herren!

Der Krieg iſt der Verwüſter der Finanzen. Der
hinter uns liegende Weltkrieg iſt der erfolgreiche Schrittmacher
peg Weltkonkurſes. Jn der n Stunde des VB.urſchen
Reiches habe ich das ſchwerſte Reſſort übernommen. Schweren
Herzens, aber in dem Vewußtſein, daß die Pflicht es mir gebot
zugleich aber auch in der Hoffnurkg, daß die ParHien, welche die
heutige Regierung bilden, mich in der Erfüllung meiner Luſgabe
unterſtügen werden. Die erſte Arbeit beim Wievderaufbau iſt eine
grundlegende Finanzreſoerm. Dieſe Arbeit eilt. Der Friede wird
über kurz oder lang ein Sinken der Preiſe bringen

Keine Rettung bringt der Staatsbankerott,
denn Staatsbankerott iſt heute Volksbankerott im Jnnern und
nimmt Deutſchland im Ausland jeden Kredit, Deurſchla ad
aber braucht vor allem Kredit, ſehr viel Kredit
Die Ratſchläge auf Annullierung der Kriegsan-
leihe oder Verkündung des allgemeinen Bankerotts mache
ich nicht mit. Der Zinſendienſt für unſere Kriegsanleihe
muß geſichert ſein. Die dent che Kr.egsanleihe iſt von den brei-
teſten Volksſchichten auſgebracht. Von den 39,1 Millionen Ge
ſamtzeichnungen entfallen nicht weniger als 34,3, auf Zeichnungen
unter 5000 Mark. Dieſe 90 Prozent ergaben 25 Milliaeden
Mark, rund ein Viertel der Geſamtzeichnungen. Außer den 25
Milliarden Mark, welche die einen Ze.chner aufgebracht haben,

P reſfend

haben die Sparkaſſen, n r r und Verſicherungsge ellſchaften insgeſamt 21,5 illiarden gezeichnet. Hinter
dieſer Summe ſtehen Arbeiter, Angeſtellte, Dienſtverſonal, Be
amte, Handwerker, kleine Landwirte. Ueber dieſe Verteilung
der deutſchen Kriegsanleihe muß man ſich klar ſein, wenn man
von der re der Zinſenzahlung ſpricht. Eine ſolche
Maßnahme würde Diejenigen ſchädigen, die dem Vater-
land in der höchſten Not geholfen haben. Die
Schieber und Kriegsgewinnler, die ihr Geld nicht in Kriegs-
anleihe angelegt haben, würden doppelten Vorteil haben. Eherne
Pflicht iſt es, die ganzen Kräfte dafür einzuſetzen, daß der Zin-
ſendienſt der Kriegsanleibe geleiſtet werden kann. Steuerliche
Vegünſtigungen kann ich für die Kriegsanleihe nicht in Ausſicht
ſtellen, wohl aber wird dieſe auch künftig bevorzugt wer-
den bei Zahlungen gewiſſer Steuern und beim Kauf von Heeres
gut, für die Jeichner der Anleihe, nicht aber für Spekulations
käufer. Gerechtigkeit im geſamten Steuerweſen zu ſchaffen
iſt mein oberſtes Ziel Gerechte Steuern ſtellen eine raſch
wirkende vorzügliche Sozioliſierung dar; ſie treffen alle und
haben eines voraus: die vrivate Initiative bleibt beſtehen, der
begründete Eigennutz ſucht nach höchſter Einnahme. Der erzielte
Ueberſchuß wird aber zum erheblichen Teil wieder im Wege
der Steuer für die Volksgemeinſchaft abgenommen. Das Kapi
taleinkommen muß dabei eine erhebliche Vorbelaſtung vor dem
Arbeitseinkommen erfahren. Ein guter Finanzminiſter iſt derbeſte Sozialiſiernungsmin iſt er. Solche Sogialiſterang
tut uns bitter Not. Schon vor dem re war der Unterſchich
in Deutſchland zwiſchen den Beſitzenden und den Nichtbeſitzenden
zu groß und wurde damit zur ſozialen Ungere htigkert. Der
Grundfehler der n im Kriege läßt 9 auf die
kurze Formel bringen, daß man durch die allgemeine Wehrpſlicht
die lebendigen Leiver mobil rn hat, daß aber die allgemeine
Wehrpflicht halt machte vor dem Kapital und dem Beſitz.

Die Folgen dieſer Ungerechtigkeit waren verhängnisvoll.
unerſetzliche Opfer an Leben

und Geſundheit, übermenſchliche Anforderungen an die Moral,
die Standhaftigkeit und den JTdealismus auf der einen Seite,fieberhafte roſitgter Schiebertum, Luxus und Korruption auf

der anderen Seite. Hier liegt auch eine der Wurzeln der Hem-
mungsloſigkeit und Maßloſigkeit der Lohnforderungen, mit denen
zur Zeit der Beſtand der Geſellſchaft unterwühlt und dem Chaos
entgegengeführt wird. An Warnungen hat es im Kriege nicht
Fehlt. Jm Juli 1917 hat der damalige Chef des Kriegsamts,

neral Groener, in eindringlichen Worten auf die furcht-
aren Folgen jener Wirtſfchaftspolititk hingo-

Ne Geſſhichte zweier 6tüdte.

80) Roman von Charles Dickens.
Jn ihrem Ausſehen veränderte ſie ſich wenig. Die einfachen

dunkeln Kleider, faſt wie Trauertracht, in denen ſie und ihrKind einhergingen, waren ſo ſchmuck und t gehalten, wie die
prächtigeren Kleider glüglicherer Tage. ie verlor an Farbe,
und der alte Ausdruck der war fortwährend und nicht
nur gelegentlich auf ihrem Geſicht zu ſehen, im übrigen blieb ſie
ſehr hübſch und anmu ig Manchmal, wenn ſie des Nachts den
Vater küßte, brach der Schmerz hervor. den ſie den ganzen Tat z ſagt ihm, daß er unter dem Himme

e
unterdrü tte, und31 Verlaß r antwortete immer entſ er

we
ihrMich kann ihm geſchehen, ohne daß ich es weiß, und

daß ich ihn retten kann, Lucie dSie hatten noch nicht viele Wochen ihr neues Leben geführtals ihr Vater eines Abends beim Nachhauſekommen zu ihr ſagte:

„Meine Gute, es iſt im Gefängnis ein hohes Fenſter, zu dem
Ketles um drei Uhr nachmittags manchmal Zutritt finden kann.
Wenn er Hin gelangen kann was von vielen Ungewißheiten
ind Zufälligkeiten abhängt könnte er dich, ſo glaubt er, auf der
Straße ſehen, wenn du dich an einen gewiſſen rt ſtellſt, den ich
dir zeigen kann. Aber, meine arme Lucie, du wirſt ihn nicht
e e er wenn Die Jan wäre. wäre es geahr ich, ein Erkennungszeichen zu geben.geh zeige mir die Stelle, e und ich will jeden Tag hin
gehen.

Von dieſer Zeit an wartete ſie dort in jeder Witerung zwei
Stunden. Mit dem Glockenſchlag zwei war ſie dort, und um vier
ging ſie reſignierten Gemütes nach Hauſe. Wenn es nicht zuhaß oder zu Jalt ihr Kind war, nahm ſie es mit, zu andern
gelten war ſie allein; aber ſie blieb keinen einzigen Tag aus.

Die Stelle war die dunkle und ſchmutzige eiges krum
nen Gößchens. Die Hütte eines Mannes, der Brennholz zerſägte,
war das ei Haus an dieſem Ende, alles übrige war Mauer.
Am dritten ihres Hinkommens nahm er Rotiz von ihr.

Bürgeran.“
u h

wieſen
allerSehr rich
Lärm., Lebhafte Zwiſchenrufe.)
hat dieſer
ſprochen, die die Kataſtrophe des moraleſchen und nationalen Ju
ſammenbruchs verſchuldet haben. zehen wir heute nachKriegsende die innere c nz, ſo haben wie
auf der einen Seite ethiſche und phyſtche Vor

Der damalige Vizekangler und leichtfertigſte
in a n z Leb hafte wiederholte ufe:miniſter,ig! Uinks. Stürmiſche Rufe rechis: Pfut, Pfui! Groher

Staals miniſter Helfferich,Tage von den inneren Mächten der Je un ge

heerungen und Verwüſtungen an Menjſchenleben und Menſchenkraft, an phyſiſchen und moraliſchen Werten Verarmung und
Lerelendung der mittleren und unteren Schichten, auf denen die
Not des Krieges am drückendſten gelaſtet hat, und Ree,en
gewinne, Konſolidierung des Kapitals, Reichtum, Luxus, Wohl
leben und ungeſchmälerter Beſitz des röheren Teils der bisher
herrſchenden Klaſſen auf der anderen Seite. Drohend er
bebt ſich aus dem Zuſammenbruch der bisherigen Staats und
Wirtſchaftsordnung als extremſte Reattion des verletzten Gere
tigkeitsgefühls der Volksmaſſen vie wahnſinnige, alles zerſiö
rende und negierende Theorie des Bolſchewis-
m us. Das Steigen des Arbeitslohnes und das Fallew der
Geldwertes ſind die größte Sozialiſierung, die die Welt kennt.
Der Kapitaliſt, der vor dem Kriege aus 109 000 Mark Ver
mögen 6000 Mark Jahreseinkommen zog und heute dieſelbe
Rente hat, ſteht jetzt ſchlechter da als der Telegraphenarbeiter,
der vor dem Kriege 1500 Mark Einkommen hatte und jetzt
7800 Mark Lohn bezieht. Das Sinken des Kapitalertrages und
das Steigen des Arbeitslohnes ſind natürliche Folgen
unerträglicher Kriegsmaßnahmen. Eine gut durchdachte, ſcharf angelegte Reichsfinanzreform wird dem Ruf nach
Sozialiſierung ßehör verſchaffen: Erbſchaftsſteuer und
S oße Vermögensabgabe ſind die erſten einleitendenchritte; andere werden ſolgen. Vor dem ungeheuerlichen
Kriege erhoh das Reich jährlich nicht ganz 2 Milliarden Steuern
und Abgaben, Einzelſtaaten und Gemeinden etwa 3 Milliarden.
Beim Friedensſchluß iſt das Mindeſtmaß der Einnahmen, die
das Reich für eigene Bedürfniſſe gebraucht: jährlich über
17 Milliarden. Die Einnahmen der Einzelſtaaten und
Gemeinden ſind mit mindeſtens 6 Milligrden jährlich anzuſetzen.
Hat das Reich früher von dem Geſamtauftommen 35 bis 49
Prozent für ſich gebraucht, ſo jegt mindeſtens 70 bis 75 Prozent.
Die Einnahmendes Reichs müſſen um 200 Proz. ge
ſteigertwerden, die der Einzelſtagten und Gemerin-
ben um vielleicht 195 Pro z. Die Gemeinſamkeit der Jnter-
eſſen don Reich, Gliedſtsaten und Gemeinden wird es mit ſich
bringen, daß es günſtige Steuerinſeln in Deutſchland nicht mehr
geben wird. Der deutſche Steuerzahler wird künftig keine
Sorge mehr haben, anuszurechnen, ob er mit Steuern billiger

wenn er in Berlin, Grunewald, Koburg oder am
Vodenſee wohnt. Jch bin feſt enrſchloſſen, den Weg
der harten Sparſamkeit überall zu gehen.Darum habe ich ſofort die von meinem Herrn Amtsvorgänger
bereits vorbereitete Paroſe ausgegeben, daß vom 1. Oktober
1919 ab es keine Pauſchkonten und Kriegsfonds mehr gibt, daß
die Kriegsfinanzwirtſchaft aufhört und daß zur geregelten Etats-
wirtſchaft zurückgekehrt werden muß. Der erſte Leitſatz iſt: keine
unproduktivren Ausgaben mehr. Darum muß auch der ſach
gemäße Abbau der Arbeitsloſenunterſtützung
ins Buge gefaßt werden; lohnende Arbeit, nicht Arbeitsloſen
unterſtützung iſt das Ziel.

Wie ſoll der Geſamt bedarf gededt werden, den ich für
Reich, Einzelitagten und Gemeinden mit rund 25 Milliaärden
Mark beziffern darf? Jn dieſem Augenblick nur einige An
gaben: die laufenden ſteuerlichen Reichscinnahmen vor dem
Krieg betrugen nicht ganz 2 Milliarden Mark, von 1913 bis
1918 ſind während des Krieges an neuen laufenden Einnahmen
erſchloſſen worden 40086 Millionen Mark. Hierzu treten an ein
maligen Abgaben der Ertrag der Kriegsgewinnſteuer nebſt Zu
ſchlag in Höhe von 5,7 Milliarden Mark und die Kriegsſteuer.
für 1918 mit etwa 2 Miklliarden Mark. Die neu vorliegenden
Steuerentwürfe ſollen dem Reich weitere 1200 Millionen lau
fende Einnahmen beingen, und ferner einmalige Einnahmen
die einer dauernden Zinſenerſparnis von 600 Millionen Wart
ver prechen. Es iſt alſo noch die Summe von mehr als 10
Milliarden Mark zu decken. wei große neue Steunern
nähern ſich im Finanzminiſterium ihrem Abſchluß und ich be
ahſichtige, ſie noch vor Beginn der Parlamentsferien dem Hauſe
zu unterbreiten: die grohe einmalige Vermögens
gabgabe und die große Umſatzſte uer. Aber auch wenn
dieſe Vorlagen unverändert angenommen würden, iſt der
Fehlbetrag für den eigenen Vedarf noch nicht ge-
deckt. Die Summe für die Wiedergutmachungen muß auf an
dere Weiſe aufgebracht werden. Tn Heröſt werden der
Nationalverſammlung neue Vorlagen zugehen mit dem Endziel,
dieſe Fehlbeträge zu decken.

Jm Herbſt werden der Verſammlung darüber neue Vorlagen
zugehen. Die Steuerlaſt wird eine geradezu entſetzliche Höhe er
reichen Die r der 72 Milliarden ſchwebender Schuld
iſt eine der dringendſten Aufgaben für mich. Die neuen Steuern
ind nicht mein Werk. Worte des wärmſten Dankes an meine bei-
en Vorgänger ſind meine Amtspflicht und mir perſönliches Ve

dürfnis. Es handelt ſich hier um eine erſte Abſchlagszahlung, die
Sie mir nicht verweigern werden. Redner geht dann die
einzelnen Steuervorlägen ein. V Jialich der Erbſchafts-
ſteuer bemerkt er: Der kleinere und mittlere Beſitz wird nach
Möglichkeit geſchont. Sobald die Steuer wegen ihrer Höhe nicht
aus laufenden Mitteln gedeckt werden kann, wird noch dafür Sorge
getragen werden, daß ſie auch in anderer Weiſe als durch Bar
zahlung entrichtet werden kann, und zwar in Zuſammenhang mit
den Ernrrchtungen, für die Entrichtung der großen Vermögens
abgabe. Eine weitere Erhöhung der Belaſtung des Ta
baks iſt unvermeidlich. Das gewählte Syſtem läßt den größt-moglichſtetr Ertrag erwähnen und iſt auch für den trag
vorteilhaſt, weil es ihn beſſer vor Uebervorteilung ſchützt. Wir
rechnen mit einem Geſarntertrag von 759 Millionen Mark, alſo
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einer Mehreinnahme von 450 Millionen. Der Zu er kann eine
ſtärkere Belaſtung vertragen wie die trotz der Preisſteigerung derletzten Jahre verſtärkte achfrage erkennen läht. Von Uner Wer

teucruug des Kleinhandelspreiſes um 8 Pfg. für das Pfund iſt
nach den Erfahrungen der letzten Jahre kein nennenswerter Ver
brauchsrückgang z befürchten. Von der Spielkartenſteuer
ecwarten wir 10 Millionen mehr, von der Zündwarenſteuer 30)
Millionen Mark mehr Das Vergnügun sſteuergeſetz haben wir
vorgelegt, weil immer erneut aus allen Volkekreiſen der Wunſchlaut wurde, den g h r der allenthalben gerade aufdem Gebiete der Luſtbarkeit getrieben wird, na drüdiith zu v
ſteuern. Selbſtverſtändlich genießen wirklich volkstümliche künſt-
leriſch r efepre An iſüprungen i ſteuerliche Bevsrzugung, der
Entwurf iſt keineswegs kulturwidrig,

Neue Steuervorlagen werden kommen
dieſem d 475 einmalige Bermsgensab gabe
und die große Umſatzſte uer. Pflicht der BVeſitzenden iſt es,
nicht nur ſich dem ſtaatlichen Zwange zu fügen, ſondern ſich zu
inneren Ueberzeugung der Rotwendigkeit der Hingabe aller
Reichtümer und alles Ueberfluſſes durchzuringen und durch Ab-
kehr von Selbſtzucht, Eigennutz und Luxus die Brücke z rſozialen Verſshnun zu ſchlagen. Nur dieſer Weg führt
zur wahren Verſöhnung und zur Wiederherſtellung der inneren
Einheit und Solidarität des Volkes, der unbedingten Voraus-
Lerrg Erſtehen eines neuen, gelänterten und gebeſſerten

n i
Grundlegende Syſtemänderun in der Steuerverwaltung

werden baldigſt der Nationalverſammlung unterbreitet. Dieſe
Reformen werden die des Geſamtwerkes darſtellen.

Eine dringende Bitte habe ich, meine Damen und Herren,
erledigen Sie alle Jhnen zugegangenen und noch zugehenden
Steuervorlagen vor den Ferien im Jntereſſe des Reiches.
Ob reich oder ärm, wir alle tragen zuviel Papier-
geld in der Taſche herum. Wenn das Steuerzahlen ein-
ſetzt, wird die Gel dünner werden. Es folgt die Ge-
ſundung durch Sparſamkeit.

Die Steuergeſetze ſelbſt können freilich nur die Form geben,
Steuern ſelbſt bringen ſie nicht. Dieſe werden nur gebracht
durch Arbeit.
Unermüdliche Arbeit iſt ver Segenbringer fürdie Einzelperſon wie für das nei g
Von den Menſchenrechten haben wir viel geſprochen und viel
gehört. Die m müſſen wieder in ihre Rechte
eingeſetzt werden. Ewig wahr bleibt das alte bibliſche Wort:
„Der Menjſch iſt zur Arbeit geboren, wie der Vogel zum Flug.“
Das war mein Lebensprinzip. Ich rühme mich, daß ich ein
Mann der Arbeit bin, ein Mann der Arbeit, der das ora et
labora ſtets hoch gehalten hat als Segenbringer für das Volk,
wie als Grundlage jeder Kultur. Das Wori: „Wer nicht ar-
beitet ſoll auch nicht eſſen“, muß der Grundſatz der neuen deut
ſchen Republik ſein. rbeit iſt wahre Vaterlandsliebe. Nur
eine Rettung gibts für unſer Volk: Jn ſchwerer Arbeit,
rückwärts blickend vorwärts ſchauen“.Die Welt hat uns die internationale Gerech-
tigkeit verſagt, umſo leidenſchaftlicher und energiſcher
aber wollen wir arbeiten für eine in Gerechtigkeit wiederauf-blühende Heimat und all unſer Sorgen und üben widmen:
dem armen aber gerechten Deutſchland. Gerechtigkeit,
Arbeit und Vaterland müſſen der helltönende Dreiklang
ſein, der das neue Deutſchland einläntet und dadurch beſſere
Zeiten ankündet.

Am Schluß der Rede ertönte lebhafter Beifall
links und in der Mitte, Ziſchen bei den Deutſchnatio-
nalen und der Deutſchen Volkspartei, ſich mehrfach erneuern-
der demonſtrativer Beifall links und in der Mitie.

Einem Vorſchlag des Aelteſtenausſchuſſes entſprechend
beſchließt das Haus, daß von jeder Partei nur ein Redner
je eine Stunde ſprechen ſoll.
Abg. Keil (Soz.): Die Rede, die wir eben gehört haben, iſt

ein dankenswerter Verſuch, die beiſpielloſen ungeheuerlichen
finanzpolitiſchen Aufgaben, auf denen wir ſtehen, zu meiſtern.
Sie hat nur einen großen Fehler, ſie iſt zu ſpät gehalten
worden. (Sehr gut.) Hunderte von Milliarden ſind in den
fünf Monaten ſeit Zuſammentritt der Nationalverſammlung

über die Grenze geſchmuggelt

worden. Das Vertrauen weiter Volkskreife zur Reichs
ſinanzverwaltung iſt dadurch bedenklich erſchüttert worden
Die Unruhen der letzten Monate ſind reichlich durch dieſe
eben Verſäumniſſe gnnährt worden. Das Bündel neuer

teuern, das uns nun endlich zur Beratung vorgelegt worden
iſt, läßt leider die große und kühne Entſchlußkraft vermiſſen
ohne die eine Löſung der gigantiſchen Aufgaben auf dieſem
Gebiete unmöglich iſt Redner übt ſcharfe Kritik
an der deutſchen Kriegsfinanzpolitik, die ebenſo verderblich
geweſen ſei, wie die allgemeine Politik nach innen und außen.
Die Kriegsanleihepolitik Helfferichs hat vollſtändig Schiff
bruch ſie hat es zu verſchulden, der Krieg vier-
einhalb Jahre dauerte, und daß wir bei Ausbruch der Revo-
lution 90 Milliarden Kriegsanleihe-Schulden und 50 Mil-
liarden ſchwebende Schulden auf dem Buckel hatten. Die
Vermögensumwälzung, zu der die Verheerung des Krieges
und die Erſchütterung der geſamten Volkswirtſchaft führten,
macht es notwendig, daß jeder dem Volke gibt, was
er währens des Krieges Lewonnen hat.
Auf die allgemeine Vermögensabgabe haben wir lange
genug gewartet. Sie hätte ſchon vor Monaten kommen
müſſen. (Sehr richtig!) Das gleiche gilt von der Kriegs-
gewinnbeſteuerung. Die Reichserbſchaftsſteuer iſt

teilweiſe noch in

„Guten Tag, Bürger.“
Dieſe Form der Anrede war jetzt durch Dekret vorgeſchrieben.,

Sie war ſchon vor einiger Zeit unter den geſinnungstüchtigen
Patrioten eingeführt worden, war aber jetzt für jedermann

Geſetz. S„Gehen wieder hier ſpazieren, Bürgerin?“
„Wie Sie ſehen, Bürger!“
Der Holzhändler, der ein kleiner Mann von lebhaftem Ge

bärdenſpiel war (er war früher einmal Straßen arbeiter gewefen).
ſah hinauf nach dem Gefängnis, deutete mit dem Finger hin, hielt
dann ſeine zehn Finger vor das Geſicht, um Eiſenſtäbe darzu-ſtellen, und blickte zachend hindurch.

Aber es iſt nicht meine Sache ſagte er und ſägte weiter.
m nächſten Tage erwartete er ſie und redete ſie an, ſowie

ſie kam. t„Was! Wieder hier ſpazieren gehen, Bürgerin,
„Ja, Bürger!“
„Ah! Und mit einem Kinde.

kleine Bürgerin?“ ß„Soll ich ja ſagen, Mama?“ flüſterte die kleine Lucie und
drängte ſich dichter an die Mutter

Z. lebes Kind.“
e. Meine Arbeit iſt
V nenne ſie meine

nd runter iſt ſein

Deine Mutter, nicht wahr,

5 c iſt nicht meine Sache.
Sehen Sie meine Säge!

kleine Guillotine. La la la! la la la!
Kopf!“

Das abgeſägte Stück Holz fiel zu Boden, wie er ſprach, und
er warf es in einen Korb.

„Jch nenne mich den Simſon der Brennholzguillotine. Sehen
Sie wieder her Lu lu lu; lu lu lu! Und run r iſt i hier Kopi
Jetzt ein Kind. La la la; la la la! und iſt e in Kopf
Die anze Familie“

ucien überlief ein Schauder, wie er noch zwei Holzſtücke in
den Korb warf, aber wenn ſte überhaupt herkommen wollte
während der Hol macher arbeitete, mußte ſie in feinem Geſichks-

bereich ſein. 3 r xedete
oft ein Trinkgeld,

runter

und gab ihm
ie ihn von nun an ſtets zuerſt an

das er gern annahm, um ihn bei
guter Stimmung zu erhalten.

Er war ein neugieriger Furſo. und manchmal, wenn ſie ihn
ber dem Hinſehen auf die Gefängnisdächer und Gitter und im
Erheben ihres Herzens zu ihrem Gatten ganz und gar vergeſſen
hatte, entdeckte ſie plötzlich. daß er, die Knie auf die Vant ge
ſtützt und die Säge ruhen laſſend, ſie betrachtete, „Aber es iſt nichtmeine Sache!“ ſagte er meiſtens bei die Gelegenheiten und
fing raſch wieder r ſägen an.

Jn jedem Wetter, im Schnee und iin den ſchneidenden Winden des Kuhne im heißen Sonnen-
ſchein des Sommers, im Regen des Herbſtes, und wieder im
Schnee und in der Kälte des Winters, verbrachte Lucie alltäg-
lich zwei Stunden auf dieſer Stelle; und jeden Tag beim Fort
gehen küßte ſie die r W Gatte es ſie (wie ſie
von ihrem ter erfuhr) vielleicht alle fünf bis ſechs Tage, zu
weilen zwei- oder dreimal hintereinander, zuweilen aber au
eine Woche oder vierzehn Tage gar nicht. Es war genug, da
er ſie, wenn alles gut ging, ſehen konnte und ſah, und auf dieſe
Möglichkeit hin hätte ſie die ganze Woche lang jeden Tag bis
zum Abend ausgeharrt.

So verging die Zeit bis zum Dezember, unter deſſen Schrecken
ihr Vater ruhigen Mutes einherging. Eines Nachmittags, als
es ein wenig ſchneite, traf ſie an ihrer gewöhnlichen Ecke ein. Es
war ein Tag wilden Jubels und ein Feſttag. Auf dem Hinweg
hatte ſie die Häuſer mit kleinen Piken re geſehen, auf dekleine rote Mützen getegt waren; auch mit dreifarbigen Bändern
und mit der überall ſichtbaren Jnſchrift (dreifarbige Buchſtaben
waren die beliebteſten). „Eine und unteilbare Republik, Frei-
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit oder Tod!

Die elende Bude des Holzſägers war ſo klein, daß ihre ganze
Fläche für dieſe Jnſchrift ſehr kärgli Raum darbot. Er re
ſie ſich jedoch von jemandem ſchreiben laſſen, der das Wort „Tod

in der Kälte des Winters.

mit höchſt unangemeſſener Schwierigkeit hineingequetſcht hatte.
Auf dem Dache prangte Pike und Mia wie a für einen
uten Bürger geziemte, und in einem and eine Sege

ne genanntr Aufſchrift nach ſeine „kleine deilige Jdenn u Biſt hatte jetzt das ärfe Frauengimmer kanoni-roßet. Sein Laden war geſchl J nicht da, was
Ecichterung für und iergt.

(Fortſetzung folgt.



raſch zu erledigen, und zwar
und r herausgeholt werden. Die Nachlaßſteuer

i laſſe viel zu gering. Daseine ergiebige Einnahmequelle
e und ſoziale Gründe ſprechen für ein

orgehen der Regierung. Ehe wir an die in
direkten Steuern herangehen, müſſen wir erſt wiſſen, wie

Steuerweſen überhaupt in der Zukunft geſtaltet
ll. Allerdings wird der Geſamtbedarf nicht durch

direkte Steuern allein zu decken ſein.
die Hauptſteuerquelle, die Einkommenbeſteuerung, nicht ver-
zichten. Die Steuergeſetzgebung muß ſo ſein, daß jeder im
Volke überzeugt ſein kann, daß Gerechtigkeit die Grundlage

(Beifall bei den Soz.)
Abg. Parwick (Ztr.): Bei unſerer traurigen Finanzlage

müſſen wir uns mit aller Wucht auf unſere ſchaffenden Kräfte
Die Parole muß ſein: Arbeit.

den großen Bahnen vernünftig ſozialiſiert, muß die Baſis
geben für erſprießliche Leiſtungen, um unſeren großen Auf

iſt aber für große Na
rbrecht des Reiches mu

werden. inanzie
radikales

das rwerden ſo

des Staates iſt.

werfen.

gaben gerecht werden

muß hier eine

zu können.

Das Reich kann auf

Die Arbeit, in

Waſhaſſa-
Operetten Theater.

Ensemble- Gastspiel
Dir. Felix Meinhardt.

Der Opereltenschlager:

ihre Hoheit
die Tänzerin.
Musik v. Walter Götze.

Anfang 8 Uhr.
Kasse v. 10-1 u. 456.

Bad Wittekind.

Hente abend 8 Uhr:
Linfonie- Konzert

von der
Kapelle des Füſil.

Regts. Nr. 36.

Preiswerte
Seide, Voils, Barchente,
Flanelle, Kleider u. Fut
terſtoffe bieiet an vl1l1/2

Stadt-heste
Donnerstag, d. 10. Juli, I

abends 8 Uhr:
VII. Sntonie- Konzert.

Roscé-Ouarteit.

Freitag:
Der Zigeunerbaron.

2
Donnerstag. d. 10. Juli 19,

nachmittags 4 Uhr
J und abends 7 Uhr:

Konzert
von der

Kapelle des Füſil.
Regts. Nr. 36.

Leitung:
Kapellmeiſter O. Haupt.

Eintrittspreiſe:
für Erwachſene k. M.
(nach 7 Uhr abds. 75 Pfg.

für Kinder 50 P g.
Abonnenten f. Wittekind
Konzerte haben z. Abend-

konzert freien Eintritt. d
S. Biletzky,

Leipzigerſtr. 108, 1 Tr.

II
J

WMorgen, Donnerstag, nach
mittags von 4 bis 7 und von

8 bis 11 Uhr abends

KONZERT
ausgeführt vom

Seifert-Orchester.

Freiwiſſige
kivenbabutruppen

(Keichswehn).

Einstellung von Angehörigen aller Waffen-
gattungen sowie Ungedienter, die das 17. Lebensjahr
vollendet haben.
e Handwerker werden bevorzugt,

Löhnung für Unteroffiziere und Mannschaften:
a) mobile Löhnung nach Dienstgraden,
b) eine Reichswehrzulegge von z. Zt. 5. Mark.
c) Löhnungszuschüsse sow. sie verheiratet sind.

Zur Einstellung sind erforderlich:
1. Militärpapiere,
2. polizeiliches Fuhrun is, fermögen. w e üwensre etFolelch“ pegieutfee Tinvinigung des e ermögensreennunes Evds 1918. e

gesetzlichen Vertreters (bei Minderjährigen.) f 9Meldung und Auskunlt: Grundhbesitz 4111 021 860 Deckungskapitale 145 392 283Werbestelle Eisenbahntruppen, Grunöstücksbeleihungen I21 012 983 55 Vorgetragene Beiträge 117 728Magdeburg, W er r 242 058 89 Rücklagen iür schwebende Versich. 2 720 424 03A350 2 Am Sudenburger Tor, Baracke E. Darlehne au versicherungen 8 608 328 65 Gewinnrücklagen der Versicherten 220053 543 67
Guthaben bei Bankhäusern und and. b Ssonstige Rucklagen. 3 989 648 05

Versicherungs- Unternehmungen 1 101 725 15 Gutfhaben anderer Vors -Unternehm. 349 711 62
Gestundete Beiträge 8 493 366 Barsicherheiten 288 306 12Rückstendige Zinsen und NMieten 1 759 015 91 Sonstige Verpllichtungen 2 310 705 35
Aussenstände bei Vertretern 2076 406 18 Gewinn 2 549 145 48Bare Kasse 35 716 12 nGeschäftseinrichtung. 152 358 80 SSonstige Forderungen 4868 481 31Tilgungsstock d. Hamb. Verb. 248 02 96 7

179 708 595 30 179 708 595 30
on vihins l.

Leipzigerstrasse 16, Ecke Grosser Sandberg

Wohnungs- Einrichtungen

in allen Preislagen.
Spezialität:

Verkauf nach Zeichnun
zur Lieferung direkt aFabrik, daher äusserst

preiswert.

Kein Steinholz! Kein Gips!
Wir liefern prompt einen vorzüglichen,

haltbaren vom echten kaum zu unter
scheidenden

Kunstmarmor
in jeder gewünschten Grösse, Farbe und

A20 5

Milliarde

trum.)

großen

gezogen wurde.

Tr

e

beipezigerstr.

Fernruf 1224.

Die Stroh- und
Fitzhaot Fabviis
Ki. Zertin 1 2

Hüten auf das beste.

jetzt schon zum Arbeiten

Ecke Pogtstrasse-

Geiststraße
J Adlerm Te

V 4389

Sozialpolitik treiben.
ſei das oberſte ſoziale Geſetz.

in der grossen Tragödie:

Dänmerun?teslodes

ab Freitaq. den II. Juli 9

t be
J a nes

Franz Zenk

N theke

„Jduna“, Lebdens-, Ponsions- un

Jn der Steuerpolftik müſſen wir fortan unſere aberbeſte
Die gerechte Beſteuerun

Abg. Schiffer (Dem.) verteidigt ſich gegen die Vorwürfe
Keils wegen der Verſchleppung der Steuervorlagen und die
daraus entſtandene Schuld an den dem Reiche entgangenen

Einnahmen.
bisherigen Ausführungen bin ich der vielleicht veralteten
Meinung, daß ein ſo ungeheurer Eingriff in das Wirtſchafts
leben ſorgfältige Ueberlegung verlangt.

Der größte Vorwurf, der gegen das alte Geſetz über außer
ordentliche Kriegsabgabe zu erheben war, war der, daß da-
durch nur das Vermögen, nicht auch das Einkommen heran-

Darauf tritt Vertagung ein.
Nächſte Sitzung: Mittwoch 10 Uhr.
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des Volkes
(Lebhafter Beifall im Zen-

Abgeſehen von allen
WTB. Weimar, 8. Juli. T

erwarteten programmatiſchen Erklärungen des Miniſter
präſidenten Bauer und des Reichsminiſters des Aus-
wärtigen Müller werden, wie wir hören, erſt am Montag
oder Dienstag der kommenden Woche abgegeben werden.

T r Sn e ne e ne

m

wurf eines Geſehes Aber den Friedensſchluß; Petitionen zur
Friedensfrage.

Der Präſident macht eini
beitsplan in der nächſten Zeit.
Mittwoch nachmittag
der Steuervorlagen; Siedelungsgeſetz. Die für Donnerstag
dieſer Woche beabſichtigk geweſene große politiſche Ausſprache
wird um acht Tage verſchoben.
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Mitteilungen über den Ar-
Daraus iſt hervorzuheben:

Uhr Beendigung der erſten Beratun

Die für Donnerstag

Tagesordnung: Ent-

in dem sensationellen Drama
aus dem Großstadtleben (4 Akte):

S ber Seelenkäufe
ab Freitag, den II. Jult 19

Hite Promenade
Fernruf 5738.

R eS n xrcrererrhz=x-—52

J W

W u 5

Verantwortlich für
Seydewitz für
beide in Halle.

den geſamten redaktionellen Teil: Max
den Anzeigenteil: Rudolf Kochanski,

Druck und Verlag der Volksſtimme G. m. b. H.
in Halle, Gr. Ulrichſtraße 27.

re

Apollo -Iheale

Tägl. abds. 8 Uhr:
Die

Ceschiedene Frau

Operette v. Leo Fall.
GondafllIIySturma.6.

Vorverk. 9— 1 u. 5--,7.

Liohtspiole

Grosse Steinstr. 24

Hund von
Bascerville l.

Upodram

Wintergarten

Direktion
Georg Arndt.

Treffpunkt aller Sportliebhaber.
Täglich ab 4 Uhr nachmittags
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mpresshüte

Fernsprecher 3428

h

zu übergeben.

15,

in den letzten
Herbst u. Winter sind fertiggestellt.

ich bitte meine verehrl. Kundschaft, im Interesse rascher Lieferung, mir ihre Umpreßhüte
Ich bin nunmehr in der Lage. die Antertigung

solcher Hüte in kürzester Zeit und bei billigster Berechnung vorzunehmen und sjchere tadeſ-
losen Ausfall und erstklessige, kachmännische Ausführung zu.

Twelggeschäite und Rnnahmestktellen:
leipzigerstrabe,

Fernsprecher 4613.

Toſorenſen ersſeſorenesgeseſenaſt a. d. u ſaſe a S

das grösgte Spezial- Unternehmen am Platze
empfiehlt sich für die bevorstehende ferbst- und Winterseison zum Umarbeiten von

HRHiüe Hrt von Hiüten
werden nach neuesten geschmackvollsten Formen umgearb., gepresst, gewaschen oder gefärbt

Voriagen Musterformen für

Große Steinstraße 33,
Ecke Margaretenstraße. Fernspr. 4536.
Merseburgerstraße 161.,

Eck önigstraße.

Icduna, feuer- Unaſt-, Haſtoſeht- und Ru Kveistcher ungs Aktſen-Beseſſsohaft zu Haſte a. S.

Vermögen:
Forderung an die Akifonäre
Forderungen an Banken und

Vers. Untern.
Aussenstände
Rassenbestand
HRypotheken
Werf papiere

Stärke. Verlangen Sie bei Bedarf Vorlage
von Musterplatten.

Bitzmann COo.,
Kunststeſnfabrſkation,

Halle a. S. Gr. Ulrichstr. 12. Telephon 5446.
Telegr. Adr. Steinkunst- Halle.

Sonstige Werte

e

3 750 000.

1 263 539 29
876 571.95

4 064.582
1 507 000.
2 054 300.
1 468 883 28

Gesemtbetreog:
T J nz Aitrenommierte Möbelfabrik

C. Hauptmann,
Kleine Ulrichstrasse 36 z und b.

Vornehme u. einfeche
Wohnungs Einrichtungen.

Zirka 200 Musterzimmer.

0 984 359. 34
W r

Gaigenverg
Dampfwäscheref, tärderei, Ghem, Reinigung

3 2 23Abt. Stärkewäsche
räumlich und maschinell vergrössert,

liefert binnen 8 Tagen tadellos wie

im Frieden.

Vermögensrechnung Ende 1918.
Verbindlichkeiten:

Aktlen Kapital 5 000 000.
UVeberträge auf das nächste ſabr (ab-

züglich des Anteils der Rückversicherer):
ſ. Prämienüberträge 1 195 967.412. Schadenrücklage 062 905. 163. Prämien-Rückiaggen 877 415.

Sonstige Verbindlichkeiten:
1 Guthaben and. Vers Untern. 1 523 822.87
2. Verschiedene Verbindlichkeiten 824 191.21

Sonstige Rücklagen 410 443.06UVUeberschuss 139 614.63

W Händier, Hauſferer
Gesamitbetrag: 10 984 359. 24

kaufen preiswert die bekannteſten Schuhereme Marken
„Wirtin“ und „Pilo“, Lederfett, Backwachs, Näh
maſchinenöl und andere Putzmittel, ſowie Ia.

Schnürſenket bei 5072
W. Loſſe, Halle a. S.,

Putzmittel engros. Deſſauerſtr. 5. Fernſpr. 6463

Reparaturen Haarausfali
T Erfolgsich. HaarkurenUVhren

übernimmt ber ſolider Aus taar- Praxis „Fara

jetzt nurführung zu normalen Preiſen

Karl Unger, Uhrmacher, Gr. Ulrichatr. 47. I
Kl. Klausſtr. 18 Tel. 1983.(dicht a. Markt) 2096

und Gr. Steinſtr. 85 dergegenüber 10

bſ. Rejt- und Sportfes

bei gutem Wetter
im schönen, schattigen Garten des

„Wintergartens““. 3190
Für Kinder bedeutend ermässigte Preise.

Heute, Mittwoch. von 7 Uhr ab:

Hausball.
Ständige Tanzmusik, ausgeführt von 2 Kapellen.

Eintritt 50 Pfg.

ſ. Kramers Konzerthaus
Delitzscher Strasse 2

Täglich Konzert
von erstklassiger Damenkapelle. J

000D0oD0DokOoDDODoOOOoOkOObDOOokObDoDOOkOkOoobOoOkOoOGOGOGee

G

d Zwickelhüftkormer aus Ia. Kö-

por, sowie feinsten bünd- 19 50
0chen. elegante Form Mk.

Drellkorsett sohwore Qual. gehr
haötbar, moderne, extlange Form. sehr bill. Ar 23.00

Köperkorsett Qual. elegant
lange Form mit wasechbar.Einlage, hellfaurbig M. 27.50
Zwickelkorsett feineter Drell.
sohmiegsame Qual. aparteextra lange mod. Form Mk. 29.50

Reformkorsette. Büstenhalter, Untertanen
in grässter Auswahl extra billig

Cor ſof qus

Beykirch
äroße 3teinstrube 33.

e

Familien Nachricht.
4 g g.
Unser treuer und lieber Kamerado

Landsturmmann

Franz Genthe,
inheber des Eisernen Kreuzes II. Kl.

ist uns gestern nacht dureh einen jähben
Tod enotrissen worden.

Keamerad Gentihe hatte am fFeldzuge
19148 voo Anfang an teilgenommen uno
sſch bel Gröndung des Wacht- Regiments
diesem zur Verföqung gestoelſt,

Wir werden ihm stets ein ehrendes
Andenken bewahren,

Halle a. S., den 8. Jull 1919. 5187
Die Kameraden der IV. Abtellung
des Wacht- Regiments Halle a. S.
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Halle, Mittwoch, 9. Juli 1919.

Preußiſche Landesverſummlung.

Berlin, 8. al (WTVB.) Vizepräſident Frentzel
eröffnet die Sitzung um 18 Uhr. Jn Beantwortung
kleiner Anfragenteilt die Regierung mit, ſie wiſſe
nicht, ob und in wieweit Geheimakten über Sozial-
demokraten geführt werden oder mindeſtens bis 9. Ro
vember 1918 ger worden ſeien. Die Landräte ſeien
auf die Unzulänglichkeit dieſes Verfahrens hingewieſen
und die Vernichtung etwa vorhandener Akten dieſer Art
angeordnet worden.

Die Beratung des Geſetzentwurfes zur Aende-

rung der r der Schul-deputationen, Schulvorſtände und Schulausſchüſſe
wird gegen den Widerſpruch der Unabhängigen zurück-
geſtellt. Hierauf wird die 2. Beratung des Handels-
und Gewerbeetats fortgeſetzt.

Abg. Haberland (Soz.) verteidigte die Mittelſtands
politik der Sozialdemokraten gegen die Angriffe der
Rechten. Die Sozialdemokratie hat allerdings das
Handwerk ſtets vor Jlluſionen gewarnt, nicht zu etzt im
Intereſſe des Handwerks ſelbſt. (Sehr richtig! bei den
Soz.) as hat denn der freie Handel im Kriege Be-
ſonderes geleiſtet? Die Kriegsgeſellſchaften haben ge-
wiß Fehler gemacht, aber dieſe werden viel zu ſehr ver
allgemeinert und maßlos übertrieben. Ohne die viel
geſchmähte re wirtegt wäre Deutſchland ſchon im
j Anfang des Krieges wirtſchaftlich zuſammengebrochen.
(Zuſtimmung bei den e

g. n s r ſich ſeit Jahrzehnten des ttelſtandes und des ndwerks ange-
nommen.

Abg. Conradt D. N.): Die Planwirtſchaft wirkt
verteuernd. Ueberdies erſchweren die Einfuhr-
geſellſchaften den Abſchluß von vorteilhaften Geſchäften
mit dem Auslande.

Abg. Tegeder (D. V.): Wenn heute ein Handwerk
notleidend iſt, ſo iſt es das Bauhandwerk. Die

muß eingreifen. Den Hausangeſtellten
d wir zur Erfüllung ihrer berechtigten Wünſche
perhelfen.

Mittwoch 1 Uhr: Fortſetzung: Förmliche Anfragen.

h. Aeutſcher Geweclſchaftzlongre.

5. Verhandlungstag.
Jn ſeinem Schlußwort führte Cohen- Berlin noch weiter

ius. Wenn die Oppoſition zu den Arbeitern ſo ſprechen würde,
wie ſie es hier teilweiſe getan hat, dann würde ſie der deutſchen
Arbeiterſchaft einen großen Dienſt erweiſen. Durch die Aus-
ſchüſſe des Hilfsdienſtgeſetzes ſind wir an Betriebe herangekommen,
an die bisher nicht zu denken war. Das Wiederaufleben der
Gewerkſchaften ſeit 1917 iſt teilweiſe den Möglichkeiten zu danken,
die das Hilfsdienſtgeſetz uns bot Allmählich werden auch alle
Arbeiter zu der Erkenntnis kommen, daß auch wir die Soziali-
ſierung erſtreben, daß ſie allerdings nicht ſo ſchnell erreicht wer
den kann und daß das ganz unmöglich iſt, wenn V rbeitet

habe
wird. Leipart (Schlußwort) volemiſiert Pun ir Punkr
gegen Müllers Ausführungen Die Gewerkſchaften haben es vor
und nach der“ Revolution vielleicht an revolutionären Worten,
ſicherlich aber nicht an revolutionären Tatrn fehlen laſſen. Die
politiſche Revolution iſt nicht Sache der Gewertſchaften. wohl
aber die S W Umwälzung. Wir werden nicht ruhen, bis
ſie verwirklicht iſt. Die Richtlinien über die Betriebsräte ſind
nichts anderes als die alte Forderung der Gewerkſchaften nach
Anerkennung der Arbeitervertretungen in den Betrieben. Schon
am 11. November haben wir von den Unternehmern verlangt,
daß den Arbeiterausſchüſſen in allen Fragen des Arbeiterrechts
die Mitbeſtimmung zuerkannt werden müſſe. (Widerſpruch.)
Aber in den Betrieben haben die Arbeiter vor der Revolution
ihre Ausſchüſſe im Stich gelaſſen. Wir wenden uns genen jede Be
ſchränkung des Streikrechts und werden tets emtſchieden
Front machen. Jch glaube aber, r Müller Geſpenſter ſieht.
Wenn es auch möglich iſt. daß irgendein verſchrobener Geheimrat
einen ſolchen verrückten Gedanken ausgeheckt hat, wie man ja
auch die unſinnige Jdee der Reichsarbeitsſtunde gebracht hat.
Da iſt aber eine andere Verordnung der deutſchen Republik.
Es heißt da, lebenswichtige Betriebe dürfen nicht ſtreiken. Dieſe
Verordnung iſt erlaſſen vom A.- und S Rat Berlin am 19. Nov.
(Hört, hört! und K. Bewegung Dieſer Jnſtitution ſteht be
rn Genoſſe Müller nicht allzu (Große Heiterkeit und
Rufe: Er kann ſchreiben rechts, er kann ſchreiben links“) Das
Wirtſchaftsvprogramm der Generalkommiſſion beſteht in der weit
gehendſten Mitwirkung und Mitbeſtimmung der Arbeiter durch
die aus Urwahlen hervorgegangenen Arbeiterräte. Selbſtver-
ſtändlich müſſen in der ſozialiſtiſchen roduktion privatkapita-
liſtiſche Jntereſſen ausſchalten Warum ſollen wir aber die ktüch-
tigen und brauchbaren nternehmer Arbeitsfreudeund Arbeitsluſt können nur wieder hergeſtellt werden, wenn wir
uns von phantaſtiſchen und unklaren a freimachen und
an der altbewährten Organiſation und Taktik der Gewerkſchaften
feſthalten. Wenn wir uns zerfleiſchen, dann werden nur die
Unternehmer die lachenden Dritten ſein (Stürm. Beifall.)

Jrn einſacher Abſtimmung werden die Richtlinien der Vor-
tändekonferenz über die künftige Wirkſamkeit der Gewerkſchaſten
nit übergroßer Mehrheit angenommen. Ueber die Richtlinienfür die irhamteit der Betriebsräte und über die h
zur Arbeitsgemeinſchaft wird namentlich abgeſtimmt. nge
nommen wurde noch ein Antrag Vorhölzer: Der Arbeit-
geber hat den Betriebsräten etwaigen Verdienſtentgang oder Aus-
lagen in der vollen Höhe zu erſetzen

Jn der Frage der Betriebsräte entſchied ſich der Gewerkſchafts-
kongreß mit 407 gegen 192 Stimmen für die Auffaſſung der Vor-
ſtändekonferenz.

Angenommen wurde der folgende Antrag Hetzſchold:
Der Kongreß erklärt nach Kenntnisnahme des Vorentwurfs über
die Betriebscäte, daß der Entwurf in wichtigen Teilen nicht allen
Erwartungen entſpricht die berechtigterweiſe an ein Geſetz über
die Errichtung von Betriebsraten K. tellt werden können. Unſere
Vertreter wurden erſucht, an der Ausgeſtaltung der Vorlage mit-
zuarbeiten, um ein brauhbares Geſetz ger ahrnebmung dar
Intereſſen der Arbeitnehmer zu ſchaffen ur wenn das politiſche
Mitbeſtimmungsrecht der Betriebsräte in allen Arbeitnehmer-
angelegenheiten in der Vorlage zum Ausdruck kommt, darf die
Zuſtimmung der Arbeitervertreter erfolgen.

Jn der weiteren Abſtimmung wird die Eniſchließung zur
Arbeitsgemeinſchaft mit den Unternehmer mit 420 gegen 181
Stimmen angenommen.

Jn der Nachmittagsſitzung begründet Leipart die vorgelegten
Satzungen des Allgemeinen deutſchen Gewerkſchaftsbundes.
Ein Antrag Diß mann verlangt, daß im erſten Satz hinter
Gewerkſchaften geſetzt werde „und die Arbeiter u Betriebsräte
ferner ſollen im zweiten Satz geſtrichen werden die Worte „nur“,
„ollektiv“ und „Vereinigte“.
Leipart gibt der Anſicht Ausdruck, daß durch di Ab
änderungsantrag ausgeſprochen werde. d hun und Arbeite
verhältniſſe nicht nur durch Roklektivrerträge, ſondern an durch
Betriebsräte in den einzelnen Vetrieben geregelt werden können.
das widerſpreche aber allen von der Gewerkſchaftsbewegung bis

n Grundſätzen.er verfolo Dem Kongreß liegen eine große Reihe Abänderungsanträge
or,

Beilage zur Volksſtimme. 3. Jahrgang Nummer 153

geänderten Grundſätzen der Streitfrage, ob Betriebs- oder a
or
da d der Kongreß für die
w

einer idie morgige Sitzung überwieſen.

dahin, daß die bisherige Form der

Leipart gibt dem Wunſche Ausdruck, daß der Kongreß die

niſationen, endlich zur Entſcherdung führen. Er empfiehlt,Weruſſebrganiſation ausſprechen

rde.
Auf Antrag Giebel-Verlin werden die geſamten Anträge

ommiſſion zur Durchberatung und zu einer Vorlage für

und Reichels wird vom Kongreß die Entſcheidung herbei
b. es bei der bisherigen Form der Berufs und Jnduſtrie-
a bleiben ſoll, oder ob die Betriebsorganiſationen zu

gelaſſen würden. Der Kongreß entſcheidet ſich mit 303 Stimmen
und Jnduſtrie-

führt,

Berufs
terhalten werden ſollen.organiſationen aufr
onnabend früh 9 Uhr.Nächſte Sitzung

Auf weiteren Antrag Leiparts

n

Halle und 6callreis.

Halle, 9. Juli 1919.

Vollstümliche vildungskurſe halliſcher Hochſchullehrer
veranſtaltet vom 6ozialdemokr. Verein Halle Saalkreis

(Alte Partei.)
Am Montag begann mit dem ſehr ſtark beſuchten

Einführungsvortrag des Herrn Prof. Waentig über
„Die Anfänge des Kapitalismus in den Niederlanden“
der Bildungskurſus der ſozialdemokratiſchen Partei:
„Wirtſchaſt, Kunſt und Weltanſchauung im kapitaliſtiſchen

zeitalter“.
Da alle Vorträge im engen Zuſammenhange mitein-
ander ſtehen, iſt es notwendig, daß alle Einzelvorträge
beſucht werden. Nur d wird der Hörer das Bild
ichen daß ihm durch dieſe volkstümlich wiſſen
chaftlichen Vorträge gegeben werden ſoll. Hente, Mitt-
woch, abend findet gleichfalls im Auditorium maximum
der Univerſität der zweite Vortrag ſtatt. Herr Prof.
Waetzoldt ſpricht heute über „Die bürgerliche Kunſt der
Niederlande“. Der Vortrag iſt mit Lichtbildern ver-
bunden. Beginn pünktlich 8 Uhr.

Der ſtüdtiſche Haushaltsplan 1919.
16 548 000 Mk. durch direkte Steuern aufzubringen. 338 Prozent

Einkommenſteuer.
Der StadtverordnetenVerſammlung am Montag lag der

Entwurf zum Haushaltsplan für 1919 vor. Er ſtellt einen ſtatt-
lichen Band dar und nicht minder ſtattlich ſind die darin geforder
ten Summen. Das erſte Mal trägt der Etat die Laſten, die die
Kriegszeit der Stadt aufbürdete, ganz. Lediglich die noch auf
eine gewiſſe Zeit weiterbeſtehenden reinen Kriegseinrichtuüngen
und -Aufwendungen werden vorläufig noch weiterhin dem Kriegs
fonds zur Laſt geſchrieben. Wie aber hat ſich das Geſicht unſeres
Etats in dem einen Jahre verändert! Zwei Zahlen beleuchtb n
am das veränderte Bild: Jm vorigen Jahre ſchloß derHaupletat in Einnahme und Ausgabe mit 17 896 700 M. ab, in
dieſem Jahre ſind es rund 27 740 000 M., alſo gegen das Vor-
jahr rund 10 000 000 M., nach Ausſchaltung des Mehrüberſchuſſes
rund 8 500 000 M. annähernd 50 Prozent mehr! Und in dieſen
Zahlen ſind die gewaltigen Ausgabeſteigerungen bei den Sonder-

n beſonders bei den Werken, noch nicht einmal ent-
alten.

Eine anſehnliche Mehrausgabe beſteht in der Steigerung
der Schuldenzinſen und vor allem durch die Mehrbelaſtung
des durch Gehälter und Löhne. AnKriegs- euerungs- und Gehaltszulagen für Beamte, Lehrerund Angeſtelte ieht allein der Hauptetat die faſt phan-
taſtiſche Summe von nahezu 5 Millionen Mark vor.
Die Summe wäre noch größer, wenn die Kriegsbeihßlfen

Sgetragen würden. deBetrag von 700 000 M. beſagen, den der vorjährige Etat für
Kriegsbeihilfen an die Beamten dem Kriegsfonds zuwies! Nicht
weniger fühlbar belaſten die Mehrausgaben an Löhnen den
neuen Etat. Das Gaswerk und das Waſſerwerk ſind dadurch ge-
nötigt, im Laufe des Wirtſchaftsjahres weitere Gebühren-
erhöhungen vorzunehmen, die in den Haushaltsplänen ſchon
berückſichtigt ſind, aber noch der Genehmigung der Stadtverord-
netenverſammlung bedürfen. Jm Hauptetat werden von
den Lohnerhöhungen naturgemäß die Verwaltungen, die die
meiſten Arbeiter beſchäftigen, am empfindlichſten getroffen. Am
nur die ſtärkſten Mehrbelaſtungen hervorzuheben, ſo bedarf die
Straßenreinigung eines Mehrzuſchuſſes von rund
400 000 M., die Bauver waltung eines ſolchen un rund
374 000 M., die Garten ver waltung fordert 182 000 M.
mehr und die Straßenbeleuchtung durch Verteuerung
der Selbſtkoſten bei der Kraft- und Gaserzeugung 82 000 M.,
obwohl nur eine mäßige Verbeſſerung der öffentlichen Beleuch-
tung vorgeſehen iſt.

Eine Reihe von Poſten, die noch durch den Krieg bedingt ſind,
nd ſich des weiteren vor. Notkrankenhaus, Kriegs-

eſchädigtenfürſorge, Armenverwaltung.
Mehrausgaben entſtehen weiter durch den Ausbau ſozialer

und gemeinnütziger Einrichtungen, in erſter Linie des Ar-
beitsamts, das infolge der Einrichtung zahlreicher Fach-
abteilungen 74 000 M. mehr beanſprucht, und des Geſund-
heitswefens, das, ohne das ſchon erwähnte Krankenhaus,
in ſeinen verſchiedenen Zweigen etwa 47000 M. Mehraus-
gaben aufweiſt.

Daß ber der Steigerung aller Ausgaben auch die Kultur-
aufgaben größere Mittel fordern, liegt auf der Hand. So
ſteigen die Ausgaben für die allgemeinen Schulen, abgeſehen
von den Gehalt zulagen der Lehrer, insgeſamt noch um rund
14 Million M. wovon die Ausgaben für den Abbau der Vor-
ſchulen nur einen verhältnismäßig geringen Teil ausmachen,
und die Fachſchulen erfordern einen Mehraufwand von
insgeſamt etwa 70 000 M. Das Stadttheater, das ja vom
1. September an in eigene Regie kommt, fordert einen ſtädtiſchen
Zuſchuß von faſt 190000 Mark, wobei ſchon ein Zuſchuß
von 30 000. M. an Direktor Sachſe unter den Einnahmen verrech-
net iſt. Die gegen das Vorjahr um ca. 35 500 M. höhere Summe
fällt wohl auf das Konto der Uebernahme.

Der Provinz muß die Stadt von ihren hoheren Steuerein-
nahmen auch eine entſprechende höhere Abgabe (126 000 M. mehr)

leiſten. eDieſen gewaltigen Mehrausgaben, denen verhältnismäßigkleinere in ſt allen übrigen Einzeletats hinzutreten, ſtehen in
dieſem Jahre ſo gut wie keine Mehreinnahmen bezw. Minder-
ausgaben gegenüber, abgeſehen vom Skeueretat, wo zunächſt die
indirekten Sleuern um rund 120 000 M höher veranſchlagt ſind,
während der Anteil der Stadt an der neuen Reichsumſatzſteuer
eine neue Einnahme von 175 000 M. erbringen ſoll.

Dieſe Mehreinnahmen fallen jedoch gegenüber der kaum
noch zu überbietenden Mehrbelaſtung kaum ins Gewicht und ſie

wären nicht imſtande, die Vürgerſchaft vor einer
BDeerdoppéolung der bisherigen Steuer

zuſchläge
bewahren, wenn wir nicht in dieſem Jahre bei der ſtaat

Veranlagung der Gewerbe und der Einkommenſteuer auf
Ergebniſſe rechnen dürften, die uns die allzu ſchwere Vürde der
Ausgaben leichter tragen laſſen. Wir dürfen uns aber nicht der
Erkenntnis verſchliehen daß uns die Gunſt ſo reicher Einnahmen

in dieſem Jahre zum letzten Mal beſchert ſein wird und da
uns darum die kommenden Jahre erſt die ganze Schwere
unſerer finanziellen Lage fühlen laſſen werden. Nur ein
ſchwacher Lichtſtrahl erhellt das Dunkel dieſer Zukunft: der
Ueberſchuß des Jahres 1917, der mit 2 703 434,09 M. eine bis
her noch nie erlebte Höhe erreicht. Daß er ein echtrs Ergeug
nis der Kriegswirtſchaft iſt und in dieſer Höhe niemals wieder
kehren wird, das zeigt ſeine Zuſammenſeizung:

Neben 1,5 Millionen M. Mehreinnahme an Steuern (in
folge rapide geſtiegener Kriegsgewinne) weiſt die Rechnunt
eine Minderausgabe an Gehältern von eingezogenen Beämter
Reſerveoffizieren) in Höhe von faſt 24 Million M. auf; die
Armenverwaltung ferner hat aus ähnlichen Gründen, wie in
Jahre vorher, durch die Kriegsverhältniſſe Entlaſtungen ihre
Ausgaben ſowie Steigerungen ihrer Einnahmen im Geſamt
betrage von etwa 440 900 M. erfahren; an der Straßenbeleuch
tung endlich mußten aus Mangel an Gas 152 000 M. erſpart
werden. Dieſe vier großen Ziffern, alles Kriegsgewinne,
machen bereits annähernd den Geſamtbetrag des Ueberſchuſſes
aus!

Bei der Verwendung dieſes Plus geht der Magiſtrat von derErwägung aus, daß ſchlechte Zeien die Städte in Ausſicht
ſeien. Die Erfülln der Friedensbedingungen, die damit ver-bundene Notlage w. e auch der eightiaſt erheblich nahe gehen.

Der Magiſtrat ſchlägt daher vor, dem Ausgleichsfonds
bis auf 350 000 M., den r des Jahres 1917, zuzuwenden,

daß der Fahren 3 Millionen Mark belaufhn würde
Wird ſo verfahren, ſo bleiben durch direkte Steuern 16 548 000 M.
aufzubringen.

Bisher war es hier üblich, von dem Steuerbedarf etwa
35 auf die Einkommenſteuer und etwa auf die Realſteuern zu
legen Die in dieſem Jahre notwendige Steigerung der Pro
zentzuſchläge erfordert nach den Beſtimmungen des Kommunal
abgaben- Geſetzes eine verhältnismäßig etwas ſtärkere Be
anſpruchung der Einkommenſteuer derart, dadie etwa 4 des Bedarfs zu decken hat, währen
der Reſt den Realſteuern Bei den beiden Gruppen der
letzteren wiederum ſind nach der Vorſchrift jenes Geſetzes die
ſtaatlich veranlagten Beträge mit den gleichen Prozentzuſchläger
zu belaſten

Schwierigkeiten ganz beſonderer Art ſtellen in dieſem
Jahre der richtigen Veranſchlagung des Ertrages der Einkom-
menſteuer entgegen. Wohl bieten die Ergebniſſe des abgelaufe-
nen Jahres eine brauchbare Grundlage für die Schätzung des
Veranlagungsergebniſſes für das laufende Jahr. Völlige Un
gewißheit herrſcht aber über die Wirkungen, welche die wirt
ſchaftliche Amwälzung und der zu erwartende unglückliche Frie-
den im Laufe des Jahres auf das tatſächliche gr der
veranlagten Steuern ausüben wird. Die Möglichkeit, daß ge
werbliche Betriebe, welche aus Einkommen der Vergangenheit
hoch veranlagt ſind, im Laufe des Jahres zuſammenbrechen
und mit ihrer Steuer ausfallen, daß Angeſtellte und Arbeiter
in großer Zahl arbeitslos werden und ihr Einkommen ver-
lieren, liegt leider allzu nahe, als daß man unterlaſſen dürfte,
ihr bei der Veranſchlagung des aufzubringenden Steuerbetrages
weitgehend Rechnung zu tragen. Das Uebel wird noch ver-
mehrt durch das ſehr ſpäte Einſetzen der diesjährigen Steuer-
erhebung die ſtaatliche Veranlagung wird früheſtens Mitte
Juli durchgeführt ſein und die daraus folgende Notwendig-
keit der gleichzeitigen Erhebung mehrerer Vierteljahresraten.
Es wird daher umſo nötiger ſein, von den Beträgen, die
auf Grund der Veranlagung aufkommen ſol-
len, eine nicht zu geringe umme abzuſetzen,welche bei der Einziehung der Steuern imLaufe des Jahres ausfällt. Das ſteuerliche Bild
wird etwa dem der erſten Kriegsjahre gleichen, wo ein gün-
ſtiges Veranlagungsergebnis durch ſtarke Ausfälle an Steuern
inzwiſchen eingezogener Kriegsteilnehmer im Laufe des Jahres
in ſein Gegenteil verkehrt wurde.

Folgt man dem ſo vorgezeichneten Wege, ſo iſt von dem
vorausſichtlichen Ertrage der Einkommenſteuer im abgelaufenen
Rechnungsjahre als der Grundlage der Berechnung auszu-
gehen. Hier ſind die im Vorjahre gehegten Erwartungen, bei
denen man ſich von einer bei der Unſicherheit der Entwicklung
damals wohlbegründeten Vorſicht leiten ließ, in einem wohl
von Niemandem vorausgeſehenen Maße übertroffen worden;
Schon die ſtaatliche Veranlagung ergabund Teuerungszulagen der Volksſchullehrer nicht vom Staate

will gegen ſolche Aufwendungen der eine noch nie auch nur annähernd erlebte Zunghme
des Veranlagungsſolls, nämlich um rund 800 000 Mark; es
betrug rund 4117 700 M. gegen rund 3 303 000 M. im Jahre

1917. Wie die Statiſtik zeigt, beruht dieſe Steigerung einmal
auf der ſtarken Verminderung der kleinſten zugunſten der mitt-
leren Einkommen zwiſchen 4000 und 7000 M., vor allem aberauf einer außerordentlichen Zunahme der großen und ganz

großen Einkommen. Noch günſtiger als die Staatsſteuerveran-
lagung wird ſich der vorausſichtliche Geſamtertrag der Ge-

meindeeinkommenſteuer ſtellen, der ſich auf etwa 8000 000 M.
belaufen und damit den Voranſchlag um etwa 1 500 000 M.
übertreffen wird.

Unter Berückſichtigung der vorauszuſehenden weiteren
Steigerung des h Veranlagungsergebniſſe s kommt der Magiſtrat ſchließlich zu dem Voranſchlag ar
Zuſchlägen zu den direkten Steuern anzuſetzen:

1. 338 1 zur Einkommenſteuer bei einer Einheit vo
37 200

2. 280 Prozent bei einer Einheit von 8046,15 M. bezw.
8,6 Prozent des Nutzungswertes bei der Grund und
Gebäudeſteuer;
280 Prazent zur Gewerbeſteuer bei einer Einheit von
6150 M. bezw. 250 Prozent der ſich aus der ſtädtiſchen
Gewerbeſteuerordnung ergebenden Steuerſätze.

Auf Einzelheiten werden wir noch anläßlich der Beratung des
Etats im Stadtparlament zurückzukommen haben.

Sie ſchimpfen. Die Regſamkeit unſerer Partei
und die Flugblätter der „Verwäſſerungsſozialiſten“
(„endlich“ wieder mal ein neues Wort) gefallen
den Unabhängigen nicht. Darob große Wut
und Geſchimpfe des keuſchen Volksblatts. Die Wut
und das Geſchimpfe iſt uns wohl verſtändlich; ſie
wollen nur „aufklären“. Manches aber in dem „gelehr-
ten“ Geſchreibſel der Volksblattleute iſt uns doch un-
verſtändlich und beim beſten Willen wiſſen wir nicht,
was wir mit den Worten, wie z. B. „Sozialverräter“
u. a. anfangen ſollen. Vielleicht kommt uns aber auch
noch dieſe „Erleuchtung“. Jm übrigen aber We wir
uns, daß ſie ſchimpfen, denn das beweiſt nur, daß
wir mit den Flugblättern das Richtige getrof-
fen haben, daß dieſelben beitragen werden, wirk-
liche Aufklärung über die unabhängigen „wah-
ren Volksfreunde“ in die Bevölkerung zu
tragen. Wenn es unſeren „lieben Freunden“ auch keine
beſondere Freude machen wird, ſo wollen wir ihnen
doch ſagen, daß wir auf dieſem Wege fortſchreiten wer-
den, daß wir ihnen noch manches T d eſagen werden um des Sozialismus und Volkes
willen. Je heftiger ihr Schimpfen, um ſo größer wird
unſere Befriedigung ſein.

Pyolitiſches Kurpfuſchertnm. Ein Vortragsabend
„zur Löſung der ſozialen Frage“.) Politiſche Jdeen
werden heute auf den Markt geworfen in allen at
tierungen und gleichſam in allen Preislagen. An den
Straßenecken werden uns koſtenlos Flugzettel in die
Hand gedrückt, die alles Erdenglück in ar Nähe



e e

u 100 Stück gebündelt, in verſchloſſenem, mit der

nrn wenn ja wenn nur erſt alle Juden des Lan-
des verwieſen ſein werden. Aus den Schaufenſtern
hieten ſich Bücher an für wenige Groſchen bis viele
Mark, die alle alles t rechen, wenn nur erſt m m
So ſchreibt die Fränkiſche Tagespoſt zur Einleitung
eines Artikels, der ſich mit den Plärkkh und der Agita-
tion des „Wunderdoktors“ Rudolph Steiner be-
faßt, der die t erhebt, auf Drei-Gliede-
rung des ſozialen Organismus und darin
die Erlöſung der Menſchheit ſieht. Er und ſeine
Jünger, die in Geſtalt zweier genialer Jünglinge u
Halle dieſer Tage beſuchten (einer von ihnen ſpra
auch Sonntag in unſerer Kundgebung im Thaliaſaal!),
predigen die Teilung aller Arbeit in politiſche, wirt-
ſchaſtliche und geiſtige, und wollen die Welt auf dieſer
Dreiteilung aufbauen. Dabei werden Dinge behaup-
ſet, die den, der nur ein wenig von wirtſchaftlichen und
politiſchen Dingen weiß, kopfſchütteln machen. Zeit-
weilig mußte man ſich bei dem hieſigen Vortrag, denein Herr Eckſtein ar fragen, ob dieſe Leute die Rievo
lution überhaupt bejahen. Das ſcheint ja nun der Fall
zu ſein, gefährlich aber, ja geradezu ein Verbrechen iſt
es, wenn man verſucht, aus den reichlich unklaren Ge-
danken und Theoretiſereien noch eine neue Maſſen
dewegung zu machen, wie dieſe Leute es verſuchen.
Uns blüht Heil nur aus konſequentem Sozialismus im
Sinne der Sozial demokratie, die uns alle Lebens-
gemeinſchaft und Gerechtigkeit ſein wird, alle geiſtige
Erneuerung und gegenſeitiges Vertrauen bedeutet,
alles das bringen wird, was dieſe verſchwommenen
Geiſter mit viel Anfwand an Pathos und Worten in
neue Gewänder kleiden. w.Das ſtädtiſche Wohnungamt macht darauf aufmerkſam,
daß Anträge auf Gewährung von Zuſchüſſen zu Dachgeſchoß-

sbarten von ſeiten der Hausbeſitzer vor Einrichtung und
rmietung der betr. Wohnung zu ſtellen ſind. Später ein-

lgufende Anträge können Berückſichtigung nicht ſinden, weil
in di en Wohnungen in erſter Linie im Wohnugsamt vorge-
nerkle wohnungslos werdende Familien untergebracht werden

müſſen. Greichzeitig wird mitgeteilt, daß die Bedingungen,
unter welchen Hausbdeſitzer, die eine Wohnung im Dachgeſchoß
ausbauen laſſen wollen, die Zuſchüſſe erhalten, weſentlich ge-
mildert worden find. Hausbeſitzer, die Jntereſſe an der Frage
iehmen und zu ihrem Teil zur Behebung der Wohnungsnot
mit beitragen wollen, erhalten im Wohnungsamt, Großer
Berlin 11 jederzeit bereitwillig Auskunft.

Die ſtädtiſchen Einfamilienhäuſer auf dem Roßphatz
ſind jetzt Gegenſtand von Bewerbungsaſchreiben, die täglich in
ehr großer Zahl beim ſtädtiſchen Wohnungsamt eingehen
ind deren Anzahl ſchon jetzt, während des Baues der Häuſer,
in gar keinem Verhältnis mehr zu derjenigen der verfüg-
baren Wohnungen ſteht. Es wird daher, um zweckloſe An-
träge auf Zuteilung eines Hauſes zu vermeiden, darauf auf-
merkſam gemacht, daß die Häuſer ausſchließlich
für kinderreiche Familien von Kriegsteil-
rehmern, Kriegsbeſchädigten uſw. in Betracht
mmen. Die Bewerber müſſen außerdem mindeſtens ſeit

dem 1. Auguſt 1914 in Halle K und hier auch ihren
Erwerb haben. Die jetzigen Wohnungsverhältniſſe der in
engere Wahl gezogenen Bewerber werden vom Wohnungs-
amt nachgeprüft; ſie geben bei der Zuteilung, ſofern ſie un
zureichend ſind, den endgültigen Ausſchlag.

Die Kohlennot. Der Reichskohlenkommiſſar teilt ſoeben
nit, daß die Belieferung der für die Monate Mai--Juni--Juli
ausgegebenen Bezugsſcheine (Reichskommiſſarſcheine) noch ſehr
rückſtändig iſt; nicht einmal die Mai-Scheine ſind voll beliefert.
Der Reichskommiſſar macht dabei auf den bitteren Ernſt der
Lage erneut aufmerkſam und bittet die Bevölkerung immer und
mmer wieder dahin aufzuklären, daß die Brennſtoffverſorgung
im laufenden Jahre zufolge der dauernden Streiks und Unruhen
der Bergarbeiter und der unzureichenden Betriebsmittel der
Fiſenbahnen faſt unüberwindlichen Schwierigkeiten begegnet, und

W

t mehr v je We r r 77 r der Verun wendu rennſto ebotennun die dige Bann miten ſerdern de Tarif. Am Montag
fand im „St. Nikolaus“ eine öffentliche Verſammlung der
hieſigen nkbeamten mit dem Thema: „Die Schaffung
eines Ortstarifes für die hieſigen Banktange Lſtellten“ ſtatt. Bis jetzt haben die Beamten auf den Relthe-

tarif gewartet, der aber immer nur ein Ortstarif für Berlin ge
worden iſt. Deshalb fordern die hieſigen Bantangeſtellten den
ſofortigen Beginn von Verhandlungen mit den Bankfirmen, um
auch für Halle möglichſt bald Krigeete Gehalts- und Anſtellungs-
bedingungen zu erreichen. Folgende Entſchließung wurde ein
m angenommen: Mehr als 400 im „Nikoladus

ugeſtellte Bankfirmen Halles erheben einmütigNachdruck einf ruch gegen die ablehnende Haltung der hi
Bankfirmen, ſich an den Verhandlungen zum l unh eines Orts-
tarifes für die r der Angeſtellten Halles zu beteiligen.Sie fordern mit aller Entſchiedenheit, daß di San nen ſich ſo

fort an den Verhandlungen beteiligen und ſind entſchloſſen, mitallen gewerkſchaftlichen Mitteln für ihre berechtigten Forde
rungen einzutreten.

Die Wohltätigkeitsvereinigung der ZigarrenköpfchenSamm-
ler hielt vor kurzem ihre Monatsſitzung ab, bei der erwähnt
wurde, daß in der unruhigen Zeit Spenden ſpärlich eingegangen
ſind, während Anfragen wegen Unterſtützung immer mehr zu-
nehmen. Damen wie Herren aller Kreiſe n gebeten,

verſammelte
mit allem

en

köpfchen, unbrauchbare Zigarren W leere Zigarren-
laſchenkorke, n, Silberſtaniol und alte

Metallteile, welche auf Wunſch gern abgeholt werden, baldigſt
abzuliefern.

Zu einem Sommerfeſt ladet die Schreberkolonie am Paul-
Riebeckſſtift zum Sonntag, 13 Juli ein. Jm Garten und Vereins-e Straße) werden den ganzen Tag über Kinder-
elu z Vorträge, Tanz und Aufführungen einander ab-

löſen. Eintrietsprogramme gibt es im Vereinshaus und an der
Tageskaſſe.

Der Kammervirtuoſe Louis Kümmel aus Darmſtadt iſt zu
Gaſtſpielen in der Zeit vom 11. bis einſchließlich 13. Juli cr.
von der Direktion des Zoologiſchen Gaptens und des Bades W ite-
kind gewonnen worden. Der Künſtler tritt nun im 18. Jahre
als Soliſt hier auf; er bläſt in Bad Wittekind am 11. Juli im
Nachmittagskonzert, am 12. Juli im Frühkonzert, am 13. Juli
im Früh- ſowie im Nachmittagskonzert und an demſelben Tage
im Zoologiſchen Garten im Abendkonzert. Seine Vortrags-
folgen enthalten ausſchließlich erſtklaſſige Soloſtücke für Cornet
à piſtons, unter denen ſich auch eigene Tonſchöpfungen des Künſt
lers befinden, mit denen er ſeine ſtaunenerregende Virtuoſität
entfalten wird. Herr Kümmel iſt unſtreitig der beſte Cornet à
piſton-Virtuoſe in Deutſchland, wohl auch anderer Länder; er
iſt ein Künſtler allererſten Ranges und ſtellt tatſächlich alles bis
jetzt Gehörte in den Schatten. Die Vteitnng der Soloſtücke
übernimmt die Kapelle des Füſilier- Regiments Nr. 36. Deshalb
mm allen Muſikfreunden der Beſuch dieſer Konzerte wärmſtens
empfohlen.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, gelangt die Der „Martha“
zur Aufführung. Donnerstag, abends 8 Uhr, findet das 8. Sin-
fonie- Konzert ſtatt, in welchem das Roſé-Quartett je ein Werk
von Haydn, Beethoven und Mozart zum Vortrag bringt. Frei-
tag wird „Der Zigeunerbaron“ gegeben. Sonnabend WilhelmTell“. Sonntag nachmittag Volksvorſtellung „Der G'wiſſens
wurm“, abends „Martha“.

Bad Wittekind. Auf das heute abend 8 Uhr ſtattfindende
Sinfonie- Konzert ausgeführt von der Kapelle des Füſ.-Rgts.
Nr. 36 ſei nochmals empfehlend hingewieſen. (Siehe Anzeige.)

Zoologiſcher Garten. Morgen, Donnerstag, nachmittags
4 Uhr und abends 78 Uhr, finden Konzerte der Kapelle des
Füſilier- Regiments Nr. 36 unter Leitung des Kapellmeiſers
Otto Haupt ſtatt. Veide Vortragsfolgen enthalten meiſt Ton-
werke der heiteren Muſe. Der Beſuch dieſer Konzerte wird
wärmſtens empfohlen. Die Eintrittspreiſe ſind aus der Anzeige

Aus der Provinz.
Kleine Nachrichten. Jn Günthersdorf wurde derGutsarbeiter W beim Kirſchendiebſtahl von dem Oberjäger

eidrich aus Köſchlitz erſchoſſen Ebenſo wurde in Groß-
räfendorf ein 22jähriger Mann beim Kleediebſtahl nach

W ſind der Requiſitenraum und ein Teil der Tee ſertivilochtt. Die

ei Wächtern von einem vderjerden er
oſſen Der eine der Wächter wurde durch einen n n Schlag

ſchwer verletzt. Jn Zeit traten die Kirſchenverkäufer, als ein
a reis von 70 Pfg pro Pfund berg wär, in denLe Sie Kirſchen waren wie durch Zauberſchlag vom Markt

S Aus ler Welt.
Hamb 8. Juli. Jm Thaliatheater brach geſtern

abend aus, das durch das tatkräſtige Eingreifen der
euerwehr auf ſeinen Herd beſchränkt und gelöſcht, werden konnte.
as Publikum verließ in aller Ruhe das Theater. Ausgebranni

Ka mit

weiteren Vorſtellungen erleiden durch den Brand keine S

iel, 7. Juli. EinenB ermeiſter hat Neumünſter bekommen, wo ArbeiterSekretär Gen. uhmacher faſt einſtimmig gewählt wurde.

Parteinachrichten.

Franz Staroſſon f.
Kurz meldet der Draht, daß der mecklenburg. Staatsminiſter

Franz Staroſſon geſtorben ſei. Staroſſon, der Vorzämpfer der
mecklenburgiſchen Sozialdemokraten, iſt einem Krebsleiden er-
legen. 1874 in Berlin geboren, trat er ſchon als junger Friſeur-

gehilfe der Partei bei und verbrachte den größten Teil ſeiner un
ermüdlichen Tätigkeit in Necklenburg, wo er Redatreux der
„Viecklenburgiſchen Volkszeitung“ wurde und ſein beſtes Könnenin den Dienſt der ſozialdemokratiſchen Preſſe geſtellt hat. Jn
ſeinem Kampfe S das mecklenburgiſche Junkertum verfiel er
einer längeren Beſtrafung dreizehn Monate lang ſaß er im
fängnis. Staroſſon war Stadtverordneter von Roſtock, 1907 und
1912 kandidierte er für den Reichs ag. Als die Revolurion das
alte Mecklenburg beſeitigre wurde er Mitglied und Führer des
Mecklenburgiſchen Miniſteriums. Er der Nationalver-

mmlung an. Der Tod hat ihn nunmehr in der Blüte ſeines
dannesalters dahingerafft. Es iſt ein ſchwerer W für die

Partei und insbeſondere für r mecklenburgiſchen
noſſen. Auch als Dramatiker hat ſich Staroſſon betätigt und

mit dem Genoſſen Neſpital zuſammen einige bühnenwirkſame

öchwarzweißrot.

Sie n um ihre Fahne,
er

ung.

die Herren von rechts
Wollen nicht enden das Gekrächz
von ihrem Wahne.
an dem Millionen verblutet ſind.
Wind, nichts Wind!
Sie n um ihren Kaiſer,
den ſtarken Mann
mit dem Habvyſchnauzer, den Verfaſſungsſchmeißer,
der ſonſt nichts kann.
Der einſt davoglief wie ein Kind.
Wind, nichts als Wind!
Sie greinen um ihren ewigen Jungen,
den Feſtedruffprinzen Fritz;
der wird von Tante Klio beſungen
als weltgeſchichtlicher Treppenwitz,
als Heldenfatzke hinkerm Spind
Wind. nichts als Wind!
Sie greinen um Orden- und Treſſenſchwindel,um n der Macht,
r den W h Elendeine ganze Welt hat ins Elend gebracht.
Weh unz, daß wir n Opfer ſind.
Wind, nichts als Wind!
Nieder mit ihren Farben,
nieder mit ſchwarz-weiß-rot!
Sollen ſie, die uns verdarben,
Steine gaben ſtatt Brot.
wieder die Herren ſein wir das Geſind?
Wind, nichts als Wind!

Paulchen im Vorwärtsg.
J ſbalbes Pfund zur Verteilung. Der Verkaufspreis beträgt 1,40

Mark für das Pfund. Der Verkauf erfolgt unter AbtrennungAmtliche Bekunntmachungen für Halle l. d. b. der Marke 358 des Warenbezugsſcheines 23. Diejenigen Klein

Lebensmittel-Kalender.
Roßfleiſch oder Roßwurſt. Jn der Woche vom 7.--13. Juli

können für die Hälfte der zum Roßßfleiſchbezug angemeldeten
Perſonen 125 Gramm Roßßfleiſch oder Wurſt aus Roßfleiſch bei
den Roßſleiſchhändlern entnommen werden. Der Verkauf darf
nur nach den Nummern der Kundenliſte erfolgen. Die Roßfleiſch-
händler ſind verpflichtet, durch Anſchlag in den Schaufenſtern
bekannt zu geben, für welche Rummern der Kundenliſten Ware
vorhanden iſt und welche Nummern in den einzelnen Stunden
zum Einkauf zugelaſſen werden. Bei dem Einkauf ſind die von
den Roßjleiſchhändlern bei der Anmeldung zur Kundenliſte den
Kunden ausgehändigten Marken und der Warenbezugsſchein 23
vorzulegen. Die Marke 359 iſt von den Roßfleiſchhändlern für
edes verkaufte Viertelpfund Fleiſch oder Wurſt abzutrennen.
Der Verkauf findet Donnerstag, den 10. Juli, ſtatt. Ein An-
ſpruch auf Verabfolgung von Roßßfleiſch beſteht nicht, vielmehr
tann dies nur ſoweit abgegeben werden, als der Vorrat reicht,
m übrigen muß Wurſt entnommen werden. Die bei der jetzigen
Verteilung nicht berückſichtigte Hälſte der zum Roßfleiſchbezug
angemeldeten Perſonen wird bei den nächſten Verteilungen be-
acht werden bei der nächſten Verteilung dürfen lediglich die
jetzt nicht zugelaſſenen Kunden berückſichtigt werden. Die äübge-
trennten Marken 359 ſind von den Roßfleiſchhändlern bis zum
15. Juli an das Stadternährungsamt, 1. Obergeſchoß, Saal links,

Firma ver-
ehenen Umſchlag abzuliefern. Der Kleinhandelsverkaufspreis

beträgt 2,20 Mk. für 1 Pfund Fleiſch oder Wurſt.

Verkauf von Kunſtſpeiſefett. Der Verkauf von Kunſtſpeiſe-
fett findet am Freitag, den 11. Juli, ſtatt. Es werden 50 Gramm
je Kopf ausgegeben. Der Verkauf erfolgt durch die Fleiſcher;
die Kunden beziehen das Fett bei den Fleiſchern, bei denen ſie
ur Kundenliſte angemeldet ſind. Das n v wird

gegen Abtrennung der Marke 5 der Einfuhr-Zuſatzkarten
(Schmalz) abgegeben. Dieſe Marke iſt von den Fleiſchern abzu-
trennen. Die Marken ſind zu 100 Stück gebündelt in verſchloſ-
enem Umſchlage, auf dem die Firma und die Zahl der Marken
zu vermerken iſt, bis zum 14. Juli an das Stadternährungsamt,

Obergeſchoß, Saal links, abzuliefern. Der Kleinhandelsver-kaufspreis beträgt für 50 Gramm Kunſtſpeiſefett 52 Pfg. Gefäß
iſt mitzubringen. Anſtalten uſw. erhalten das Fett auf Grund
von Bezugsſcheinen, die im Stadternährungsamt, Zimmer 12,
ausgeſtellt werden.

Heringe. Auf Grund der Bundesratsverordnung vom
25. Sept. /4. Nov. 1915 wird der Verkauf der der Stadt über-
wieſenen Heringe wie folgt geregelt: Die Verteilung der He-
ringe geſchieht durch die Kleinhändler, welche ſchon in Friedens-
zeiten mit Heringen gehandelt haben. Es konnten bei dieſer
Verteilung nicht alle Kleinhändler zum Verkauf zugelaſſen
werden und ſo werden diejenigen, die diesmal ausſcheiden, bei
dem nächſten Verkauf, der in Kürze I zuerſt berückſichtigt.
Kleinhändler, welche diesmal nicht berückſichtigt ſind und früher
mit Heringen gehandelt haben, werden erſucht, ſich ſchriftlich im
Stadternährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß, al links,
n melden. Der Verkauf der Heringe beginnt am Donnersteag,
den 10. Juli. Für jede Perſon eines Haushaltes gelangt ein

händler, welchen Heringe zum Verkauf überwieſen worden r
haben dies in ihrem Verkaufslokal an ſichtbarer Stelle dem
Publikum bekannt zu geben. Da bei dem Heringsverkauf auch
Geſchäfte zugelaſſen werden mußten, die bisher eine Kundenliſte
nicht eingereicht haben, findet der Verkauf ohne Kundenliſten
ſtatt. Obgleich genügende Mengen Heringe dem Handel zuge-
ſührt worden ſind, können diejenigen Haushalte, die bei dieſer
Verteilung Heringe nicht erhalten können, bei der nächſten Ver
teilung noch auf die obengenannte Marke beliefert werden. Die
Verkäufg, ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten gebündelt
im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß, Saal
links, binnen 8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes einzu
reichen. Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach
S 17 der Verordnung vom 25. Sept. /4. Nov. 1915.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Don
nerstag, den 10. Juli 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Jnhaber der Nummern der Lebensmittelſcheine 42 001-43 000
vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern
43 001--44 000 nachmittags von 2—6 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushaltes werden 55 Gramm zum Preiſe von 20 Pfg. abge
geben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld
ſt bereitzuhalten.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Donnerstag, den 10. Juli
auf den Abſchnitt 14 für die eingetragenen Kunden bei dem
Milchhändler Brockhaus, Ludwigſtr. 26, Milchhändler Bergholz,
Weißenburg Str. 12 und in der Verkaufsſtelle der Niemberger
Molkerei. Beeſener Str. 1, an letzterer Stelle nur vorm. von
8--12 Uhr. Auf jeden Abſchnitt wird s Pfund abgegeben. Die
abgetrennten Abſchnitte ſind bis 13. Juli Abzuliefern.

Ackerbohnen. An Stelle der in der Woche vom 30. Juni bis
Juli und früher ausgefallenen Fleiſchmengen gelangen in

dieſer Woche geſchälte Ackerbohnen zum Verkauf. Der Verkauf
beginnt am 11. Juli gegen Abgabe der für die Woche vom
30. Juni bis 6. Juli gültigen Fleiſchmarken. Für jede Perſon
werden 250 Gramm Ackerbohnen (Kinder unter 6 Jahren die
Hälfte) verabfolgt. Der Verkaufspreis beträgt 99 Pfg. für 250
Gramm Bohnen. Die Käufer können nur bei denjenigen Ver
käufern die Bohnen einkaufen, bei welchen ſie für den Bezug
von Kolonialwaren in die Kundenliſte eingetragen ſind. An
ſtalten uſw. erhalten die Bohnen auf Grund von Bezugsſcheinen,
die im Stadternährungsamt, Zimmer 12, ausgeſtellt werden. Die
Verkäufer ſind verpflichtet, die Fleiſchkartenabſchnitte zu Hun
derten gebündelt, in verſchloſſenem und mit der Firma verſehenen
Umſchlag, auf dem die Zahl der Marken und der Reſtbeſtand
an Ackerbohnen vermerkt worden ſind, bis zum 21. Juli, Markt-
platz 22, 1. Obergeſchoß, Saal links, abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Zwieback und Gerſtenmehl an Kin-
der bis zu 12 Jahren, Jugendliche von 12—17 Jahren und alte
Leute über 70 Jahre in der Talamtſchule am Donnerstag, den
10. Juli 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 1-4000 vormittags von

12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 4001--8000 nachmittags
von 2 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſchenes kann
auf jeden Abſchnitt P. der beſonderen Warenbezugskarte für
Kinder bis zu 12 Jahren und auf jeden Abſchnitt O. der be
ſonderen Warenbezugskarten für Jugendliche von 12-17 Jahren
und alte Leute über 70 Jahre ein Paket Zwieback zum Preiſe
von 44 Pfa, und ein Paket Gerſtenmehl zum Preiſe von 40 Pfo.

abgegeben werden. Bei dem Mangel an Kupfergeld iſt unbe
dingt abgezähltes Geld bereitzuhalten.

Suppen im freien Handel. Die dem Kommunalverband Halle
überwieſenen Suppen werden dem Handel zum Verkauf freige-
geben. Diejenigen Kleinhändler, die Bedarf an Suppen haben,
können ſich von dem Großhändler, bei welchem ſie als Kunden
für rationierte Lebensmittel angemeldet ſind, gewünſchte Men
gen zuweiſen laſſen. Es kommen loſe Suppen, gepackte Suppen
und Suppen in Würfeln in Frage. Die Verkaufspreiſe z loſe
Suppen werden von dem Stadternährungsamt jeweilig feſtgeſetzt:
die Großhändler ſind verpflichtet, den Kleinhändlern auf der
Rechnung den Verbraucherpreis vorzuſchreiben. Die Kleinhändler
ſind verpflichtet, dieſe Preiſe genau einzu halten. Bei Suppen
in gepackter Form iſt der Verbraucherpreis auf die Packung auf
gedruckt und muß gleichfalls genau eingehalten werden. Die
Suppen ſind von einwandfreier Beſchaffenheit und dürften der
Bevölkerung über die augenblicklich kartoffelarme Zeit mit hin-
weghelfen.

Halle, den 8. Juli 1919. Der Magiſtrat.

Erhöhung der ſtädtiſchen Kriegsfamilienunterſtützu
Mit Wirkung vom 1. Juli d. Js. ab iſt die ſtädtiſche Bei-

hilfe zur Reichsfamilienunterſtützung für jede empfangsberechtigte
Perſon um 10 Mark monatlich erhöht worden.

Weißenfels, den 4. Juli 1919.Der Magiſtrat. Kriegsunterſtützungsamt. Müller.

Schulferien.
Die diesjährigen Sommerferien an der Bürgerſchule, denvier Volksſchulen und der Hilfsſchule finden vom 11. Juli bis

12. Auguſt d. J. ſtatt t
Schluß des C S 11. Juli 1919.Wiederbeginn des Unterrichts: Dienstag den 12 Auguſt 1919.
Am 11. Juli iſt der Unterricht völlig durchzuhalten.
Der Unterricht der gewerblichen Fortbildungsſchule wird

Freitag den 11 gr 1919 abends 9 Uhr geſchloſſen und Diens
tag den 12. Auguſt 1912 wieder begonnen.

Weißenfels, den 9. Juli 1919.
Der Magiſtrat. Daehn.

Roßfleiſchverkauf. Roßfleiſchmarke 8. Von heute, Mittwoch
mittag, 2-4 Uhr, die Nummern 10 001--10 500, 4--6 Uhr, die
Nummern 10 501--11 000. Auf jede Marke werden 150 Gramm
Gehacktes oder Wurſt zu 60 Pfg. verabfolgt. Ein Verkauf ohne
Marken findet nicht ſtatt. Verkauf bei Roßſchlächter Bauer.

Verkauf von grünen Erbſen (Schoten). Vorausſichtlich
kommen von heute, Mittwoch, ab durch Vermittlung der Stadt
rößere Mengen grüne Erbſen (Schoten) in ſämtlichen Verkaufs
ellen des Konſumvereins zum Preiſe von 55 Pfg. für

das Pfund zum Verkauf. Die Abgabe erfolgt frei, ohne Ra-
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